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Verordnung

zur Änderung der Ausführungsbestimmungen 
zum Berufsschulgesetz (ABBSchG).

Vom 12. Dezember 1958 

§ 1
Auf Grund des § 41 des Berufsschulgesetzes er­

läßt das Staatsministerium für Unterricht und Kul­
tus  als Verordnung die bisher  in  der  Bekannt­
machung des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus vom 18. Januar 1954 Nr. III 95294 (BayBSVK 
Seite 1227) enthaltenen Ausführungsbestimmungen 
(ABBSchG) mit folgender Maßgabe:

I. a) Ziil. 1 Abs. (4) der ABBSchG entfällt.

b) Nr. 12 Abs. (1) Satz 4 erhält folgende Fassung: 
„Nicht anwendbar sind im besonderen die §§ 3,
7 Abs. (1), 11 Abs. (3), 15 mit 20, 24 Abs. (1), 
26, 29 und 30 des Zweckverbandsgesetzes vom 

7. Juni 1939 (RGBl. I S. 979) “

c) Nr. 12 Abs. (1) erhält folgenden Satz 5: 
„Entsprechend  anzuwenden  sind  die  Vor­
schriften der §§ 31 Abs. (3) in Verbindung mit 
7 Abs. (2) des Zweckverbandsgesetzes.“

d) Nach Nr. 27 wird eingefügt:

„Zu § 18

27 a Von der in Nr. 37 zu § 28 (BSchG) ge­
regelten Schulaufsicht als Fachaufsicht ist 
die Rechtsaufsicht über die Berufsschul­
träger, die durch die Behörden der inne­
ren Verwaltung ausgeübt wird, zu unter­
scheiden.  Die  Rechtsaufsicht  überwacht 
im  besonderen die haushalts- und ver­
mögensrechtliche Verwaltung der Berufs­
schulträger und kann außerderr auf Ver­
anlassung der Schulaufsichtsbehörde nach 
Art.  116 Abs. (2) der  Gemeindeordnung 
vom 25. Januar 1952 (BayBS I 461) tätig 
werden. Welches Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungsrecht  anzuwenden  ist,  ergibt 
sich aus den für kommunale Zweckver­
bände geltenden Bestimmungen.“

II. Die Anlage 1 zu ABBSchG erhält folgende 
Fassung:

Anlage I
Bestimmungen über die angemessene Besol­
dung der hauptamtlichen und nebenamtlichen 
Lehrkräfte der nichtlandwirtschaftlichen Be­
rufsschulen (§ 16 des Gesetzes).

Die Besoldung der Lehrkräfte der nichtlandwirt­
schaftlichen Berufsschulen ist im Sinne des § 16

BSchG  angemessen,  wenn  sie  nachstehenden 
Grundsätzen entspricht:

A. Beamte: 

a) Lehrkräfte

1. mit abgeschlossenem Hochschulstudium 
und einer Lehrtätigkeit, für die ein sol­
ches erforderlich ist1) —
Eingangsstelle: BesGr. A 13

(735—1155 DM)

Beförderungsstelle: BesGr. A13a
(770—1250 DM)

2. mit einer durch die bestandene Prüfung 
für das Lehramt an gewerblichen und 
hauswirtschaftlichen  Berufsschulen  ab­
geschlossenen Ausbildung2 3) — 
Eingangsstelle: BesGr. All

(593—965 DM)
'  Beförderungsstelle: BesGr. A 12

(655—1075 DM)

3. mit  der  Lehramtsprüfung  als  Wirt­
schaftslehrerin —
Eingangsstelle: BesGr. A 10

(488—800 DM)
Beförderungsstelle: BesGr. AlOa

(502—850 DM)

4. ohne  abgeschlossene  Ausbildung  an 
einem berufspädagogischen oder gleich­
wertigen Institut (techn. Lehrkräfte)2) — 
Eingangsstelle: BesGr. A9

(448—700 DM)

Beförderungsstelle: BesGr. A 10-
(488—800 DM)

1) Hierzu  zählen  auch  die  Religionslehrer,  welche  als 
II. Prüfung den Pfarrkonkurs oder eine andere entspre­
chende Lehramtsprüfung (z. B. für das Höhere Lehramt 
in  der  Fächerverbindung  mit  Religion)  aufzuweisen 

haben.

2) Hierzu zählen _ ...  _  ,
a) Lehrer  mit  einer  durch  eine  andere  Prüfung äuge-
schlossenen Ausbildung, wenn sie vor dem 1. Februar 
1954 bereits mehrere Jahre mit schulaufsichtlicher Ge­
nehmigung an Berufsschulen entsprechend verwendet 

werden. ,  .  .  .
b) Religionslehrer mit Hochschulreife und einer minde­
stens  zweijährigen  katechetischen  Ausbildung  ein­
schließlich Abschlußprüfung und einer entsprechenden 
II.  Prüfung,  ferner Laienkatecheten  mit abgeschlos- 
seinem  theologischen  Hochschulstudium  und  keiner 

weiteren Prüfung.

3) Hierzu zählen auch . ...
a) Lehrkräfte  für  Maschinenschreiben  und  Kurzschi ixt, 
die  an  einem  pädagogischen Abschlußlehrgang  mit 
Abschlußprüfung erfolgreich teilgenommen haben.

b) Laienkatecheten,' die nach ihrer Ausbildung nicht zu 
den Lehrkräften nach Fußnote 1 u. 2 b gehören, aber 
ausnahmsweise an Berufsschulen verwendet werden.
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b) Schulleiter und Direktoren

1. an Schulen mit über 3000 Schülern und 
mindestens  24  hauptamtlichen  Lehr­
kräften —
BesGr. A 14  (807—1335 DM);

2. an Schulen mit über 2000 Schülern und
mindestens  16  hauptamtlichen  Lehr- 
kräftön __
BesGr. A13a  (770—1250 DM);

3. an Schulen mit über 1000 Schülern und 
mindestens  8  hauptamtlichen  Lehr­
kräften —
BesGr. A 13  (735—1155 DM);

4. an kleineren Schulen, soweit die Schul­
leiter nicht schon als Lehrkräfte höher 
zu besolden sind
BesGr. A 12  (655—1075 DM)
mit einer unwiderruflichen ruhegehalts­
fähigen Zulage von monatlich 40 DM.

c) Schulleiterstellvertreter
an Schulen mit über 2000 Schülern und 
mindestens 16 hauptamtlichen Lehrkräften, 
soweit  die Schulleiterstellvertreter  nicht 
schon als Lehrkräfte höher zu besolden 
sind — BesGr. A 13  (735—1155 DM).

B. Beamtenanwärter:

Die Vergütungen der Beamtenanwärter sind 
angemessen, wenn sie mit den Sätzen  für 
Unterhaltszuschüsse  oder  Vergütungen  bei 
Beschäftigungsaufträgen entsprechender Be­
amtenanwärter des Freistaates Bayern über­
einstimmen.

C. Angestellte:

Bei  hauptamtlichen  Lehrkräften,  die  aus­
nahmsweise im Angestelltenverhältnis ver­
wendet werden, ist die Vergütung angemes­
sen,  wenn  die Lehrkräfte  in  Vergütungs­
gruppen der TO A eingereiht sind, die den 
Besoldungsgruppen in Abschnitt A dieser An­
lage entsprechen.

D. Nebenamtsvergütung:

Die angemessene Vergütung für den neben­
amtlichen Unterricht an den nichtlandwirt­
schaftlichen Berufsschulen richtet sich  nach 
den jeweils geltenden staatlichen Vergütungs­
sätzen, wie sie für Lehrkräfte an landwirt­
schaftlichen Berufsschulen festgesetzt sind.

XII. Ziff. I der Anlage 3 zu ABBSchG erhält fol­
gende Absätze 1 und 2:

(1) Die Kosten der Lehrkräfte der nichtland­
wirtschaftlichen Berufsschulen sind im Sinne 
von § 19 des Gesetzes erforderlich und damit 
zuschußfähig, wenn die Besoldung und Ver­
gütung der Lehrkräfte von den in Anlage 1 
aufgestellten Grundsätzen nicht und die Zahl 
der Lehrkräfte von der in Anlage 2 festge­
setzten  Mindestzahl  nicht  wesentlich  ab-. 
weicht.

(2) Zu . den  erforderlichen  Kosten  der Lehr- . 
kräfte (§ 19 BSchG) rechnen die in Anlage 1 
angeführten Beförderungsstellen  nur inso­
weit, als ihre Zahl die der entsprechenden 
Eingangsstellen nicht überschreiten. Die Stel­
len der Schulleiter und Schulleiterstellver­
treter sind hierbei nicht mitzuzählen.

IV. Der bisherige Abs. 2 der Ziff. I der Anlage 3 
ABBSchG wird nunmehr Absatz 3.

§ 2

Die Ausführungsbestimmungen werden unter dem 
Datum der bisherigen Bekanntmachung im Gesetz- 
uno Verordnungsblatt in der sich aus § 1 ergeben­
den Fassung veröffentlicht.

§ 3
Die Bekanntmachung des Staatsministeriums für 

Unterricht und Kultus vom 18. Januar 1954 Nr. III 
95 294 (BayBSVK S. 1227) wird mit Wirkung vom 
31. März 1957 aufgehoben.

§ 4

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
1957 in Kraft.

München, den 12. Dezember 1958

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus
M a u n z ,  Staatsminister

Bekanntmachung

des Wortlauts der Verordnung über die 
Ausführungsbestimmungen zum Berufsschul­
gesetz (ABBSchG) vom 12. Dezember 1958
Auf Grund des § 2 der Verordnung zur Änderung 
der Ausführungsbestimmungen zum Berufsschul­
gesetz vom 12. Dezember 1958 (GVB1. S. 37) wird 
nachstehend die Verordnung über die Ausführungs­
bestimmungen zum Berufsschulgesetz vom 18. Ja­
nuar 1954 in der ab 1. April 1957 gültigen Fassung 
bekanntgegeben.

München, den 12. Dezember 1958

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus
M a u n z ,  Staatsminister

Verordnung

über die Ausführungsbestimmungen zum Be­
rufsschulgesetz (ABBSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Dezember 1958

A

Vorbemerkung

1. (1) Die Berufsschulen  sind  nach  dem grund­
legenden § 1 des Berufsschulgesetzes Bil­
dungsanstalten, in denen die Schüler nach 
erfüllter Volksschulpflicht unter Berücksich­
tigung ihrer Berufsausbildung unterrichtet 
und erzogen werden.  Sie dienen wie die 
Volksschulen der Erfüllung der allgemeinen 
Schulpflicht.
Aufgabe der Berufsschule ist es, die Allge­
meinbildung und Erziehung der Schüler ge­
mäß der Verfassung zu erweitern und zu 
vertiefen,  die  theoretische  und  praktische 
Berufsausbildung zu fördern, religiös-sittliche 
Berufsauffassung,  soziale  Berufsgesinnung 
und  staatsbürgerliche  Einsicht  zu  wecken 
und zu pflegen.

(2) Die Berufsschule unterscheidet sich von an­
deren Schulen vor allem dadurch, daß
a) ihre Schüler nicht während der ganzen 
Woche  die  Schule  besuchen,  sondern 
außerhalb der Unterrichtszeit im Wirt­
schaftsleben s.tehen,

b) Unterrichtsziel,  Lehrstoff  und  Schul­
einrichtungen auf den Beruf des Jugend­
lichen abgestellt sind.

Bei dem Ausbau und der Förderung der Be­
rufsschulen ist nach dem Willen des Gesetz­
gebers ihre Eigenart als berufsbegleitende 
Schule zu wahren. Die Hebung der Berufs­
schulen hat daher nicht den Zweck zu ver­
folgen, sie in die Lehre ersetzende Berufs­
fachschulen umzuwandeln.

(3) Mit dem am 1. April 1953 in Kraft getrete­
nen Berufsschulgesetz wurde ein neuer Ab­
schnitt in der Entwicklung des bayerischer. 
Berufsschulwesens  eingeleitet.  Das  Gesetz 
regelt für die Berufsschulen zusammenfas-
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send die Gebiete, die für die Volksschulen in 
verschiedenen Gesetzen geordnet sind (Schul­
organisationsgesetz, Schulbedarfgesetz, Schul­

aufsichtsgesetz). Mit der sachlichen und recht­

lichen Ausgestaltung aller dieser Teilgebiete 

soll nach dem Zweck des Gesetzes das Be­
rufsschulwesen  unter  organischer  Fortent­

wicklung  des  bereits  Erreichten  eine  ent­
scheidende Förderung erfahren.  Grundsätz­

lich ist also — in Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Landtagsverhandlungen — bei 

der Anwendung des Gesetzes davon auszu­
gehen,  daß  bestehende  Rechtsverhältnisse 

erst  im  Vollzug  des  Gesetzes,  wenn  auch 
baldmöglich, diesem anzugleichen sind, also 

nicht ohne weiteres am 1. April 1953 aufge­

hoben wurden.-

B

Vollzug der einzelnen gesetzlichen 

Bestimmungen

I. Wesen und Aufgaben der Berufsschule

Zu § 1

2. Die  Eigenschaft  der  Berufsschule  als  Pflicht­

schule schließt es wie bisher nicht aus, daß die 
Berufsschule nach § 12 Abs. 1 Satz 2 des Schul- 
pflicntgesetzes auch von den dort bezeichneten, 
nicht  mehr  berufsschulpflichtigen  Jugendlichen 
besucht wird.

3. Die der Berufsschule "wie allen Schulen bereits 

nach der Verfassung obliegenden Aufgaben sind 
in Art. 131 der Bayer. Verfassung festgelegt.

II. Gliederung, Organisation und Schulbedarf 
der öffentlichen Berufsschule

Zu § 2 und § 3

4. (1) Berufsschulen  im  Sinne  des  Gesetzes  sind
die  Berufsschulklassen  oder  Berufsschul­
abteilungen  (Fachabteilungen),  die  unter 

einer  gemeinsamen  Schulleitung  organisa­

torisch  bereits  vereinigt  sind  oder  künftig 
vereinigt werden. Schulklasse ist hierbei die 

Zusammenfassung  von  Schülern,  die  nach 
Berufen,  Berufsgruppen,  Jahrgängen  oder 

Geschlecht unter einem Klaßleiter vereinigt 

und  in  der  Regel  gemeinsam  unterrichtet 
werden. Abteilung ist die jeweilige Zusam­

menfassung  von  Klassen  unter  einem  Ab- 

teilungs- (Fach-)vorsteher nach den Bedürf­
nissen  der  Berufsausbildung  und  der  ört­
lichen Verhältnisse.

(2) Gewerbliche,  kaufmännische  und  hauswirt­

schaftliche  Berufsschulklassen  oder  Berufs- 

schulabteilungen  sowie  gemischtberufliche 

Klassen oder Abteilungen können mit land­
wirtschaftlichen Berufsschulklassen oder Ab­

teilungen  nicht  zu  einer  Berufsschule ver­
einigt werden. Dagegen steht die Unterbrin­

gung von Klassen oder Abteilungen in ver­
schiedenen Gebäuden oder (von Zweigklas­

sen oder Zweigabteilungen) an verschiedenen 

Orten  ihrer Vereinigung  zu  einer  Berufs­
schule nicht entgegen, solange eine gemein­

same  Schulleitung  möglich  bleibt.  Ebenso 
können aus einer größeren Anzahl von Klas­

sen und Abteilungen für gleiche oder ver­

wandte  Berufe  mehrere Berufsschulen  ge­
bildet werden, wenn die Umstände dies er­

fordern;  bei  weniger  als  15  Klassen  (bei 

landwirtschaftlichen Berufsschulen 6 Klassen) 
ist  eine  Teilung  grundsätzlich  unstatthaft. 

Eine Teilung muß aber vorgenommen wer­

den, wenn die Klassenzahl so groß ist, daß 

der  Schulleiter  die  Geschäfte  nicht  mehr 
ordnungsgemäß führen kann.

(3) Wegen der Gliederung der Schulen wird 

auf Nr. 34 dieser Ausführungsbestimmungen 
verwiesen.

Zu § 4

5. Derp den Gemeinden durch die Verfassung auf 

dem Gebiet des Berufsschulwesens zuerkannten 
Selbstverwaltungsrecht im überkommenen Sinn 
(Art. 83 in Verbindung mit Art. 11 Abs. 2 BV 

und mit der Entscheidung  des  Bayer.  Verfas­
sungsgerichtshofs vom 21. Dezember 1951, GVB1. 

1952 S. 83) entspricht ihre ebenfalls in der Ver­

fassung  (Art.  133)  grundsätzlich  festgelegte 
Pflicht, bei der Errichtung und dem Betrieb von 
Berufsschulen mitzuwirken. Das Ausmaß dieser 

Verpflichtung ist in § 4 Abs. 1 des Gesetzes da­
hingehend umschrieben, daß die Gemeinden zur 

Errichtung und zum Betrieb von Berufsschulen 
anteilmäßig nach der Zahl der Berufsschulpflich­
tigen beizutragen haben. Nach den Bestimmun­

gen des Gesetzes können die Gemeinden ihrer 
Verpflichtung nachkommen,

a) durch die Errichtung und den Betrieb eigener 
Berufsschulen (§ 5);

b) durch  Zusammenschluß  mit  benachbarten 
Gemeinden oder — bei kreisfreien Gemein­

den — auch mit benachbarten Landkreisen zu 
einem  Berufsschulverband  zur  Errichtung 
und zum Betrieb einer gemeinsamen Berufs­

schule (§§ 6, 8);
c)  durch Verträge mit Berufsschulträgern (§ 9);
d) durch  Mitgliedschaft  in  einem  Bezirks-Be­

rufsschulverband als Träger einer nichtland­
wirtschaftlichen Bezirks-Verbandsberufsschule 

(§ 10);
e) durch  Leistung  von  Gastschülerbeiträgen 

(§§ 15 Abs. 3, 23).

6. An  Stelle  der  Gemeinden  kommen  als  Schul­
träger noch in Betracht
a) die bereits genannten gemeindlichen Berufs­
schulverbände;

b) die Landkreise oder Berufsschulverbände von 
Landkreisen oder von Landkreisen und kreis­

freien Gemeinden (§§ 7, 8);
c) die nach Maßgabe des § 10 zu bildenden Be­

zirks-Beruf sschulverbände.

7. (1) Bei den Verbandsberufsschulen und den Be­
rufsschulen der Landkreise werden die un­
gedeckten  Kosten  der  Errichtung  und  des 

Betriebs der Berufsschule von den Berufs­
schulträgern nach Maßgabe der Schülerzahl 

auf die beteiligten Beschäftigungsgemeinden, 
bei nichtbeschäftigten Schülern auf die betei­
ligten Wohnsitzgemeinden umgelegt. Bei Be­

rufsschulverbänden.  denen  Landkreise  als 
Mitglieder angehören, werden die ungedeck­
ten  Kosten  nach  der  Schülerzahl  zunächst 

auf die Landkreise und von diesen dann der 
auf  sie  treffende  Teil  auf  die  beteiligten 
Gemeinden umgelegt. Beteiligt sind die Be- 
schäftigungs-  und  Wohnsitzgemeinden,  die 
Mitglieder des Verbandes sind, bei Berufs­
schulen der Landkreise und bei Verbands­
berufsschulen  von  Landkreisen  die  kreis­

angehörigen Gemeinden, aus denen Jugend­

liche die Berufsschulen besuchen.
Die  Festsetzung  der  umzulegenden  unge­

deckten  Kosten  erfolgt bei  den  Vei'bands- 
berufsschulen  im  Rahmen  der  jährlichen 

Festsetzung des Verbandshaushalts, bei Land­
kreisen, die Träger von Berufsschulen oder 
Mitglieder  von  Berufsschulverbänden  sind, 

bei  der  jährlichen  Festsetzung  des  Kreis­
haushalts.  Bei letzteren  ist der ungedeckte 
Bedarf der Kreisberufsschule oder der  auf 
die  Landkreise  entfallende  Teil  des  unge­
deckten  Bedarfs  der  Verbandsberufsschule 

als  eine  von  der  Kreisumlage  gesonderte 
Umlage (Berufsschulumlage)  nach Maßgabe
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der Schülerzahl auf die beteiligten Gemein­
den umzulegen.

(3) Soweit der ungedeckte Bedarf von Verbands­

berufsschulen  oder  Kreisberufsschulen  auf 
Grund  besonderer  Vereinbarungen,  bisher 
bestehender  Verbandssatzungen  oder  der 

Vorschriften  des  Finanzausgleichsgesetzes 
(Art. 18 ff.) in anderer Weise als ausschließ­
lich nach Maßgabe der Schülerzahl umgelegt 
worden ist kann es dabei zunächst sein Be­

wenden haben, wenn dem keine der betei­
ligten Gemeinden widerspricht. Bei Wider­
spruch muß jedoch, gegebenenfalls nach Her­
beiführung  der  erforderlichen  Änderungen 

von  Vereinbarungen  und  Satzungen,  nach 
vorstehenden  Grundsätzen  verfahren  wer­
den.

Zu § 5

8. (1) Soweit die  Gemeinden  weder  im  Rahmen
eines Berufsschulverbands noch durch Ver­

träge mit Berufsschulträgern für die Erfül­
lung der Schulpflicht ihrer Berufsschulpflich­
tigen sorgen (§§ 6. 8 und  9 des Gesetzes), 

sind sie unter den in § 5 genannten Voraus­
setzungen  künftig  gesetzlich  verpflichtet, 

selbst Berufsschulen zu errichten und zu be­
treiben. Diese Verpflichtung tritt ein

a) zur  Errichtung  und  zum  Betrieb  einer 
landwirtschaftlichen  Berufsschule,  wenn 
in der Gemeinde mindestens 60 berufs­

schulpflichtige  Jugendliche  in  landwirt­
schaftlichen  Betrieben  beschäftigt  sind 
oder ohne berufliche Beschäftigung und 

ohne  die  Möglichkeit,  im  Sprengel  der 
landwirtschaftlichen  Berufsschule  eine 
andere  Berufsschule  zu  besuchen,  ihren 
Aufenthalt haben:

b) zur  Errichtung  und  zum  Betrieb  einer 
gewerblichen, kaufmännischen oder haus­

wirtschaftlichen  Berufsschule,  wenn  in 
der  Gemeinde  mindestens  800  berufs­
schulpflichtige Jugendliche außerhalb der 

Landwirtschaft beruflich beschäftigt sind 
oder ohne berufliche Beschäftigung ihren 
Aufenthalt haben und wenn die Verpflich­
tung der Gemeinde nicht mit ihrer Zu­
stimmung  von  einem  Bezirks-Berufs­

schulverband übernommen wird (§ 10 des 
Gesetzes).

(2) Bei Feststellung dieser Voraussetzungen blei­
ben beschäftigungslose Jugendliche, die sich 

in der Gemeinde nur vorübergehend (kürzer 
als ein Schuljahr) aufhalten oder die nur zu 
besonderen Fürsorge- oder Berufsförderungs­

maßnahmen  im  Gebiet  der Gemeinde  zu­
sammengefaßt sind, außer Betracht. Zu be­
rücksichtigen sind nur diejenigen beschäfti­
gungslosen  Jugendlichen,  die  in  der  Ge­

meinde ihren dauernden oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, in der Regel also Jugend­
liche, die in der Gemeinde nach dem Willen 

ihres gesetzlichen Vertreters ihren Wohnsitz 
haben.

(3) Die Verpflichtung der Gemeinden zur Errich­
tung und zum Betrieb eigener Berufsschulen 

tritt ein, sobald die genannten Mindestzahlen 
einmal erreicht und in den folgenden 3 Jah­
ren  voraussichtlich  nicht  mehr  wesentlich 

unterschritten  werden.  Ob  diese  Voraus­

setzung  vorliegt,  entscheidet  die Schulauf­
sichtsbehörde.

9. (1) Zur Feststellung des Vollzugs des § 5 des

Gesetzes führen die Schulaufsichtsbehörden 

Überwachungslisten,  in die auf Grund der 
erforderlichen  Erhebungen,  getrennt  nach 

landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaft­
lichen  Berufsschulen,  erstmals  nach  dem

Stand vom 1. Dezember 1953 aufzunehmen 
sind

a) die  bereits  bestehenden  Berufsschulen, 
ihre Träger und die beteiligten Gemein­
den;

b) die Gemeinden, die die Erfüllung der Be­

rufsschulpflicht ihrer Jugendlichen durch 

Verträge  mit  Berufsschulträgern  sicher­
gestellt haben;

c) die Gemeinden,.- die gemäß § 5 des Ge­
setzes (Nr. 8 dieser Ausführungsbestim­

mungen) verpflichtet sind, eigene Berufs­
schulen neu zu errichten und zu betrei­
ben;

d) die  Gemeinden,  für  deren  Berufsschul­
pflichtige die Erfüllung der Berufsschul­

pflicht weder nach a) oder b) ermöglicht 
ist und die auch, da die Voraussetzungen 
nicht gegeben sind, nicht nach § 5 des Ge­
setzes  zur Errichtung  und  zum  Betrieb 

eigener Berufsschulen verpflichtet sind.

(2) Die  Überwachungslisten  sind  nach  Beginn 

jedes Schuljahres nach dem neuesten Stand 
zu berichtigen und zu ergänzen. Dem Staats­

ministerium für Unterricht und Kultus sind
V!  bis zum 10. Januar jeden Jahres die Gemein­

den anzuzeigen  die gemäß § 1 des Gesetzes 
noch verpflichtet sind, eigene Berufsschulen 
neu zu errichten und zu betreiben.

10. Die Gemeinden, die nach den getroffenen Fest­
stellungen eigene Berufsschulen neu zu errich­
ten haben, sind von der Schulaufsichtsbehörde 

hierauf  ausdrücklich  hinzuweisen  und  aufzu­
fordern,  binnen  angemessener  Frist,  in  der 
Regel bis zum Beginn des nächsten Schuljahres 

das  Erforderliche  zur  Erfüllung  ihrer  gesetz­
lichen  Pflicht zu veranlassen.  An  Gemeinden, 
auf die § 5 Abs. 1 b des Gesetzes Anwendung 
findet, ist diese Aufforderung erst dann zu rich­
ten,  wenn  feststeht,  daß  entweder  in  abseh­
barer Zeit ein  Bezirks-Berufsschulverband ge­
mäß § 10 des Gesetzes nicht gebildet wird, oder 
ein  bereits  bestehender  Bezirks-Berufsschul­

verband die Pflichten der Gemeinde nicht über­
nimmt. Die Rechtsaufsichtsbehörde (Art. HO GO 
1952) ist zu unterrichten. Die weiteren Verhand­
lungen  mit den in  Betracht  kommenden  Ge­
meinden  sind  ebenfalls jeweils  im  Benehmen 
mit der Rechtsaufsichtsbehörde zu führen.

11. Die  Gemeinden  können  über  ihre  gesetzliche 
Verpflichtung  hinaus  Berufsschulen  freiwillig 

errichten. Es unterliegt aber auch die freiwillige 
Errichtung  einer  Berufsschule  den  einschrän­

kenden Bestimmungen des § 13 des Gesetzes.

Zu § 6

12. (1) Der Zusammenschluß benachbarter Gemein­
den. d. h. solcher Gemeinden, deren Jugend­
lichen der Besuch einer gemeinsamen Schule 
nach den Schulwegen und Verkehrseinrich­
tungen  zumutbar  ist,  zur  Errichtung  und 
zum  Betrieb  einer  gemeinsamen  Berufs­
schule  zu  einem  Berufsschulverband  ist 
Sache  der  freien  Einigung der  beteiligten 
Gemeinden. Die Verfassung der Berufsschul­

verbände regelt sich nach der vereinbarten 
Satzung, die mindestens die in § 11 des Ge­
setzes  bezeichneten  Bestimmungen  enthal­
ten  muß.  Im  übrigen  gelten  für  die  Be­

rufsschulverbände die Vorschriften des nach 
Art. 122 GO weiterhin in Kraft befindlichen 

Zweckverbandsgesetzes,  soweit  nicht  aus­
drückliche  Bestimmungen  des  Berufsschul­

gesetzes, die Grundsätze der Gemeindeord­
nung  und  die  Vorschriften  des  Gesetzes 

über  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ent­
gegenstehen.  Nicht  anwendbar  sind  insbe­

sondere §§ 3, 7 Abs. (1), 11 Abs. 3, 15 mit 20,
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24 Abs. (1), 26, 29 und 30 des Zweckverbands­
gesetzes vom V. Juni 1959 (RGBl. I S. 979). 
Entsprechend  anzuwenden  sind  die  Vor­

schriften der §§ 31 Abs. (3) in Verbindung 

mit 7  Abs.  (2)  des Zweckverbandsgesetzes.

(2) Die für die Bildung eines Berufsschulver­
bandes  zuständige  Behörde  ist  die  Regie­
rung. Erstreckt sich der Kreis der beteilig­
ten Gemeinden über einen Regierungsbezirk 
hinaus, so bestimmt das Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus im Benehmen mit 
dem Staatsministerium des Innern  die zu­

ständige Regierung.

(3) Das Inkrafttreten der Satzung ist in dieser 
selbst zu .bestimmen. Die Feststellungsver­
fügung der Regierung ist mit der Verbands­
satzung im Amtlichen Schulanzeiger zu ver­
öffentlichen.  Die Regierung kann die Ver­
öffentlichung so lange zurückstellen, bis et­
waige Mängel der einschlägigen Beschlüsse 
der  beteiligten  Gemeinderäte  oder  gesetz­
widrige  Bestimmungen der  Satzungen  be­

seitigt sind.

(4) Die Verbandssatzungen bereits bestehender 

Schulverbände  (Zweckverbände)  bleiben  in 
Geltung, bis sie in sinngemäßer Anwendung 
der  vorstehenden  Bestimmungen  geändert 
sind (vgl. Nr. 1 Abs. 2 dieser Ausführungs­
bestimmungen).

Zu § 7

13. (1) Soweit und solange Gemeinden eines Land­
kreises  zur  Errichtung  und  zum  Betrieb 
einer landwirtschaftlichen Berufsschule nicht 

nach § 5 Abs. 1 a des Gesetzes (Nr. 8 dieser 
Ausführungsbestimmungen) verpflichtet sind 
und für die Erfüllung der Berufsschulpflicht 
ihrer landwirtschaftlichen Berufsschulpflich­

tigen weder durch Verträge der Gemeinden 
mit  Trägern  landwirtschaftlicher  Berufs­
schulen,  noch  durch  freiwillige  Errichtung 
einer landwirtschaftlichen Berufsschule, noch 
durch  Errichtung  und  Betrieb  einer  Ver­
bandsberufsschule gesorgt ist, sind die Land­
kreise im Rahmen ihres eigenen Wirkungs­
kreises (Art  5 Landkreisordnung 1952) zur 
Errichtung und zum Betrieb von landwirt­
schaftlichen  Berufsschulen  gesetzlich  ver­
pflichtet.

(2) Die Schulaufsichtsbehörde stellt auf Grund 
der in die Überwachungslisten  nach Nr.  9 
Buchst, d dieser Ausführungsbestimmungen 

autzunehmenden  Angaben  jährlich  fest, 

welche Landkreise nach § 7 Abs. 1 des Ge­
setzes  landwirtschaftliche Berufsschulen  zu

T!  errichten haben und teilt dies zum 10. Januar 
jedes  Jahres  dem  Staatsministerium  für 
Unterricht und  Kultus  mit.  Die  verpflich­

teten Landkreise sind gleichzeitig  auf ihre 
Aufgabe ausdrücklich hinzuweisen und auf­
zufordern, binnen angemessener Frist (in der 

Regel bis zum Beginn des nächsten Schul­
jahres) das Erforderliche zu veranlassen. Die 

Regierungsabteilung, die die Aufgaben  der 

Rechtsaufsichtsbehörde wahrnimmt (Art. 96 
Landkreisordnung), ist zu unterrichten und 
an etwaigen weiteren Verhandlungen zu be- 
beteiligen.

(3) Bei der Errichtung von landwirtschaftlichen 

Kreisberufsschulen nach diesen Bestimmun­
gen sind die Verkehrs- und Wirtschaftsver­
hältnisse zu berücksichtigen. Dies gilt auch 
für die Wahl des Schulsitzes.

14. Sov. eit und solange Gemeinden eines Landkreises 

nicht nach § 5 Abs. lb des Gesetzes zur Errich­
tung und zum Betrieb einer nichtlandwirtschaft­

lichen Berufsschule verpflichtet sind, eine solche 
auch nicht freiwillig errichten und für die Er­

füllung  der  Berufsschulpflicht  ihrer  Jugend­
lichen weder durch Verträge der Gemeinden mit 

Berufsschulträgern  noch  durch  die  Errichtung 
und  den  Betrieb  einer  Verbandsberufsschule 

gesorgt  ist,  können  die  Landkreise nichtland­

wirtschaftliche Berufsschulen freiwillig errichten 
und  betreiben.  Nr.  11  dieser  Ausführungs­

bestimmungen gilt entsprechend.

Zu § 8

15. Für  den  Zusammenschluß benachbarter Land­
kreise sowie benachbarter Landkreise und kreis­
freier Gemeinden zu Berufsschulverbänden gilt 
Nr.  12  dieser  Ausführungsbestimmungen  ent­

sprechend.

Zu § 9

16. Beim Abschluß der in § 9 des Gesetzes vorge­
sehenen Verträge sind die Vorschriften der Ge­
meindeordnung und der Landkreisordnung, ins­
besondere Art. 38 GO und Art. 35 Landkreis- 

ordr.ung  zu  beachten  Eine  Ausfertigung  der 
Verträge ist der Schulaufsichtsbehörde 4 Wochen 
vor ihrem Inkrafttreten vcrzulegen. Die Schul­
aufsichtsbehörde teilt den Vertragsteilen alsbald 
mit, ob und welche Bedenken gegen die Ver­
träge bestehen  und wie ihnen  abzuhelfen ist. 
Ft”' Vertragsänderungen gilt das gleiche

Zu § 10

17. (1) Gemeinden,  in  deren  Gebiet  berufsschul-
ptüchtige Jugendliche außerhalb der Land­
wirtschaft  beruflich  beschäftigt  sind, ohne 
daß  für  die  Erfüllung  ihrer  Berufsschul­

pflicht eine von der Gemeinde errichtete und 
betriebene  nichtlandwirtschaftliche  Berufs­

schule, eine Verbandsberufsschule oder eine 
Kreisberufsschule zur Verfügung steht, und 

ohne daß durch  Verträge mit Berufsschul­
trägern für die Erfüllung ihrer Berufsschul­

pflicht gesorgt ist, sind zur Errichtung und 
zum  Betrieb  von  nichtlandwirtschaftlichen 

Berufsschulen  innerhalb  des  Regierungs­
bezirks durch die Regierung zu einem Schul­
verband  (Bezirks-Berufsschulverband)  zu 

vereinigen. Die Regierungen haben an Hand 

der Oberwachungslisten (Nr. 9 dieser Aus­
führungsbestimmungen)  jährlich  festzustel­

len, ob die Voraussetzungen für die Bildung 
eines Bezirks-Berufsschulverbandes gegeben 

sind. Ist dies der Fall, so sind die beteiligten 
Gemeinden alsbald hiervon zu unterrichten. 

Im übrigen  ist nach  §§  16,  17, 18 und 20 
Zweckverbandsgesetz  zu  verfahren,  soweit 

nicht  die  Bestimmungen  des  Berufsschul­

gesetzes, die Grundsätze der Gemeindeord­
nung und die Vorschriften des Gesetzes über 
die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  entgegen­

stehen.

(2) Bei der Errichtung von nichtlandwirtschaft­
lichen  Berufsschulen  eines  Bezirks-Berufs- 

schulverbandes  ist  auf  die  Verkehrs-  und 
Wirtschaftsverhältnisse  Rücksicht  zu  neh­

men. Dies gilt auch für die Wahl der Schul- 
s;tze  und  für  die  Gliederung  der Berufs­

schulen.

Zu § 11

18. (1) Die in § 11 des Gesetzes genannten Bestim­
mungen  müssen  in  jede  Verbandssatzung 

aufgenommen  werden.  Bereits  bestehende 
Satzungen sind spätestens binnen einem Jahr 

hiernach erforderlichenfalls zu ändern oder 

zu ergänzen.

(2) Außer den gesetzlich vorgeschriebenen Sat­

zungsbestimmungen  können  .zur  Regelung 

der Rechtsverhältnisse der Verbände in den 
Satzungen auch weitere Bestimmungen auf-
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genommen werden. Insbesondere empfiehlt 
es sich, in der Satzung noch zu bestimmen
a) die Verbandsmitglieder;
b) den Namen und Sitz des Verbands;
c) die Vertretung und die Führung der Ge­
schäfte, soweit es sich nicht um Bezirks- 
Berufsschulverbände handelt, für die hier 
§ 12 Abs. 1 des Gesetzes gilt;

d) die  Art  der  öffentlichen  Bekannt­
machungen;

e) die Abwickung im Falle der Auflösung;
f) die Voraussetzungen und das Verfahren 
für Änderungen der Satzung;

g) ein Schiedsverfahren für Streitigkeiten 
zwischen dem Verband und den Mitglie-' 
dern sowie zwischen den Mitgliedern un­
tereinander über Rechte und Verbindlich­
keiten aus dem Verbandsverhältnis.

Zu § 12

19. (1) Der  Bezirks-Berufsschulverband  ist  eine
selbständige Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, die unabhängig vom Bezirk inner­
halb dessen Gebietes gebildet wird. Für die 
Führung der Geschäfte des Bezirks-Berufs­
schulverbandes und  für seine Vertretung 
sind jedoch nach § 12 Abs. 1 des Gesetzes 
die Bestimmungen der Bezirksordnung über 
die Geschäftsführung und Vertretung der
Bezirke entsprechend anzuwenden..........Ab
1. Dezember 1954 (Art. 102 Bezirksordnung 
vom 27. Juli 1953) bedarf es zur Übertragung 
der laufenden Geschäfte auf die Regierung 
eines besonderen Beschlusses der Verbands­
versammlung (Art. 33 Bezirksordnung 1953).

(2) Der Regierungshauptkasse ist nach der erst­
maligen  satzungsmäßigen Festsetzung der 
umzulegenden ungedeckten Kosten der Be­
zirksverbandsschule alsbald die Höhe der auf 
die einzelnen Mitglieder nach Maßgabe ihrer 
Schülerzahl  treffenden  Berufsschulumlage 
mitzuteilen. Werden die Berufsschulumlagen 
nicht rechtzeitig entrichtet, so können von 
der Regierungshauptkasse die für die Ge­
hälter und sonstigen Bezüge der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter des Bezirks-Be­
rufsschulverbandes erforderlichen Mittel bis 
in Höhe der festgesetzten Berufsschulumlage 
aus den Schlüssel- und Finanzzuweisungen 
des Staates an die betreffenden Gemeinden 
einbehalten werden. Wird in den folgenden 
Rechnungsjahren die Berufsschulumlage spä­
ter als zu Beginn des Rechnungsjahres fest­
gesetzt, sind Abschlagszahlungen in Höhe der 
bisherigen Berufsschulumlagen zu entrichten. 
Satz 2 gilt hierfür entsprechend.

Zu § 13 f

20. (1) Die Errichtung neuer Berufsschulen ist von
den Schulträgern rechtsförmlich zu verfü­
gen. Die Errichtungsverfügung darf erst er­
lassen  werden,  wenn  die  Schulaufsichts­
behörde auf Grund der ihr vorzulegenden 
Unterlagen dem Schulträger bestätigt hat, 
daß die räumlichen, sächlichen und perso­
nellen Voraussetzungen, bei nichtlandwirt­
schaftlichen Berufsschulen einschl. der Mög­
lichkeit einer Gliederung der Berufsschule 
nach Berufsgruppen in Klassen oder Abtei­
lungen gegeben  sind.  Bei landwirtschaft­
lichen Berufsschulen kann die Errichtungs­
verfügung außerdem  erst  dann  ergehen, 
wenn nach Bestätigung der Schulaufsichts­
behörde die erforderlichen Lehrkräfte zur 
Verfügung stehen.

(2) Eine Ausfertigung der Errichtungsverfügung 
ist der Schulaufsichtsbehörde vorzulegen. Die 
Errichtungsverfügung ist von dem Schulträ­

ger außerdem in ortsüblicher Weise be­
kanntzugeben. In der Verfügung muß an­
gegeben sein

a) der Zeitpunkt, zu dem die Schule errich­
tet wird;

b) die räumliche Unterbringung der Schule;

c) die Bestätigungs-Entschließung der Schul­
aufsichtsbehörde ;

d) der Hinweis, daß der Schulsprengel im 
im Anschluß an die Errichtungsverfü­
gung von der Regierung gebildet und 
bekanntgegeben wird.

21. (1) Bei der Überprüfung der räumlichen Vor­
aussetzungen sind bis auf Weiteres die für 
die Anlage  und  Einrichtung  der  Schul­
gebäude  bisher  geltenden  Bestimmungen 
unter  Berücksichtigung  der  Erfoidernisse 
der Berufsschulen und der Fortschritte der 
Schulbautechnik anzuwenden. Es ist insbe­
sondere darauf zu achten, daß die für den 
praktischen Unterricht notwendigen Räume 
und  Einrichtungen  vorhanden  sind.  Die 
ordnungsmäßige Unterrichtung der zu bil­
denden Klassen muß nach der Anzahl der 
Schulräume gewährleistet sein.

(2) Zu den sächlichen Voraussetzungen gehört 
die Ausstattung der Schule mit den erfor­
derlichen Lehrmitteln  und  den  für  den 
praktischen  Unterricht  notwendigen  Ein­
richtungen  (Schulwerkstätten,  Übungskon­
tore, Schulküchen usw.).

(3) Zu den personellen Voraussetzungen gehört, 
daß Lehrkräfte in der festgesetzten Min­
destzahl vorhanden sind, daß sie angemes­
sen besoldet werden, ihre Einstellung schul­
aufsichtlieh  genehmigt  ist  und  daß  die 
hauptamtlichen Lehrkräfte — von Ausnah­
men abgesehen  — im  Beamtenverhältnis 
stehen (§§ 16, 17 des Gesetzes).

22. Bei wesentlichen Änderungen im Bestand einer 
Schule  ist  wie  bei  Errichtung einer neuen 
Schule zu verfahren. Die Schulaufsichtsbehörde 
kann in beiden Fällen für eine Übergangszeit 
von 2 Jahren nach Veröffentlichung dieser Aus­
führungsbestimmungen  die  Bestätigung  der 
Voraussetzungen erteilen, auch wenn diese nicht 
ganz erfüllt sihd,  nach  der  Darlegung  des 
Schulträgers und den gegebenen Verhältnissen 
aber angenommen werden kann, daß den be­
stehenden Mängeln in angemessener Frist ab­
geholfen wird.

Zu § 14

23. Auch die Aufhebung einer Berufsschule ist vom 
Schulträger  rechtsförmlich  zu  verfügen,  Die 
Aufhebungsverfügung darf erst erlassen wer­
den, wenn die Schulaufsichtsbehörde der Auf­
hebung zugestimmt und den weiteren Schul­
besuch der noch schulpflichtigen Jugendlichen, 
die die Schule bisher besucht haben, geregelt 
hat. Eine Ausfertigung der Verfügung ist der 
Schulaufsichtsbehörde  vorzulegen.  Die  Auf­
hebungsverfügung  ist  von  dem  Schulträger 
außerdem in ortsüblicher Weise bekanntzuge­
ben. Die Verfügung muß enthalten

a) den Zeitpunkt, zu dem die Schule aufgeho- 
hoben wird;

b) die Entschließung der Schulaufsichtsbehörde 
nach Satz 2.

Die Schulaufsichtsbehörde kann ihre Zustim­
mung zur Aufhebung einer Berufsschule nur 
erteilen, wenn durch die Aufhebung die Erfül­
lung der Berufsschulpflicht durch die in Be­
tracht kommenden Jugendlichen nicht beein­
trächtigt wird.
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Zu § 15

24. (1)  Als Schulsprengel ist von der Regierung für

jede  Berufsschule  im  Einvernehmen  mit 

dem  Schulträger  ein  räumlich  abgegrenztes 

Gebiet zu  bilden,  das  für die Erfüllung  der 

Berufsschulpflicht  insofern  maßgebend  ist, 

als  alle  berufsschulpflichtigen  Jugendlichen, 

die  in  diesem  Gebiet  beruflich  beschäftigt 

sind  oder  ohne  berufliche  Beschäftigung 

wohnen,  ihre Schulpflicht an der Schule des 

Schulsprengels  zu  erfüllen  haben.  Der 

Schulsprengel  soll  in  der  Regel  das  Gebiet 

des Schulträgers, bei Verbandsberufsschulen 

das  Gebiet  der  Verbandsmitglieder  umfas­

sen.  Das  Gebiet  von  Gemeinden  und  Land­

kreisen,  die  für  die  Erfüllung  der  Berufs­

schulpflicht  aller  oder  eines  Teils ihrer  Be­

rufsschulpflichtigen  durch  Verträge  mit  Be­

rufsschulträgern  sorgen,  ist  in  deren  Schul­

sprengel  nach  M aßgabe  der  Verträge  ein­

zubeziehen.

(2) Bestehen  für  das  gleiche  Gebiet  mehrere 

Berufsschulen  für verschiedene  Berufsgrup- 

pen,  so  erstrecken  sich  ihre  Schulsprengel 

jeweils  nur  auf jene  innerhalb  ihrer  Gren­

zen  beschäftigten  berufsschulpflichtigen  Ju­

gendlichen,  die  der  Berufsgruppe  zugehö­

ren, für die die Schule errichtet  ist.

(3) Die  Schulsprengel  neu  zu  errichtender  Be-, 

rufsschulen  sind  im  Anschluß  an  die  Er­

richtungsverfügung  des  Schulträgers  (Nr. 20 

dieser  Ausführungsbestim mungen)  zu  bil­

den  und  den  Schulträgern  sowie  im  A mt­

lichen  Schulanzeiger  bekanntzugeben.  Für 

die  bereits  bestehenden  Berufsschulen  ist 

die  Sprengelbildung  sobald  wie  möglich 

nachzuholen.  Bis  dahin  gelten  die  bisheri­

gen  Einzugsgebiete der bestehenden Berufs­

schulen  als deren  Schulsprengel.

25. (1) Der Besuch einer anderen als der auf Grund

der  Schulsprengel  zuständigen  Berufsschule 

(gastweiser Schulbesuch) kann  von der Schul­

aufsichtsbehörde  aus  besonderen  Gründen 

(sachlicher oder persönlicher Art) auf Antrag 

genehmigt oder von Amts wegen angeordne. 

werden.  Die  Genehmigung  des  gastweisen 

Schulbesuchs  gilt  jeweils  als  erteilt,  wenn 

weder die Erziehungsberechtigten noch einer 

der  beteiligten  Schulträger  widersprechen. 

Ohne Zustim mung der beteiligten Schulträger 

kann gastweiser Schulbe.r eh auf Antrag der 

Erziehungsberechtigten  genehmigt  werden. 

Die Anordnung gastweisen Schulbesuchs von 

Arpts wegen  bedarf in jedem Falle  der Zu­

stim mung  der  Erziehungsberechtigten  und 

der  beteiligten  Schulträger.  Für  die  Fort­

setzung  eines  bisher  bereits  stattfindenden 

gastweisen  Schulbesuchs  bedarf  es  bis  zum 

Ausscheiden des Gastschülers  aus der Berufs­

schule  keiner  neuerlichen  Anordnung  oder 

Genehmigung,  wenn  eine  solche  nicht  aus 

besonderen Gründen geboten ist. Die einmal 

getroffene  Entscheidung  über  einen  gast­

weisen Schulbesuch gilt in der Regel bis zur 

Beendigung der Berufsschulpflicht des Gast­

schülers.

(2) Aus  dem  Gastschulverhältnis  ergeben  sich 

für  den  Gastschüler,  die  Erziehungsberech­

tigten und die Arbeitgeber keine finanziellen 

Verpflichtungen.  Die  dem  Schulträger  der 

gastweise besuchten Berufsschule erwachsen­

den M ehrkosten sind nach § 23  des Gesetzes

,  auszuglsichen.

(3) Die Genehmigung oder Anordnung gastwei­

sen  Berufsschulbesuchs  obliegt  jeweils  der­

jenigen Regierung, in deren Bereich der be­

treffende Jugendliche seine Berufsschulpflicht 

auf  Grund  des  Schulsprengels  zu  erfüllen 

hätte,  da  dieser  auch  die  Aufsicht  über  die 

Erfüllung der Berufsschulpflicht des Jugend­

lichen zukommt. Bei Genehmigung oder An­

ordnung eines die Grenze eines Regierungs­

bezirks überschreitenden  gastweisen Berufs­

schulbesuchs ist es lediglich erforderlich, daß 

die nach dem Schulsprengel und damit nach 

dem  Beschäftigungs-  oder  W ohnort  des 

Jugendlichen  zuständige  Regierung  der  Re­

gierung,  in  deren  Bereich  die  gastweise be­

suchte  Berufsschule  liegt,  von  ihrer  Verfü­

gung Kenntnis gibt

Zu § 16

26. (1) Die  hauptamtlichen  Lehrkräfte  der  Berufs­

schulen sind grundsätzlich als Beamte anzu­

stellen.  Ausnahmen  sind  nur  im  Einzelfall 

zulässig, z.  B.  beim  Vorliegen von Gründen, 

die  nach  dem  Beamtengesetz  die  Berufung 

in das Beamtenverhältnis ausschließen.

(2) Die  Bestim mungen  über  die  angemessene 

Besoldung  der  hauptamtlichen  una  neben­

amtlichen  Lehrkräfte  der  nichtlandwirt­

schaftlichen  Berufsschulen  und  die  Richt­

linien für die M indestzahl der erforderlichen

Anl.  1 Lehrkräfte  sind  diesen  Ausführungsbestim-

u. 2!  mungen als Anlage 1 und Anlage 2 angefügt.

Zu § 17

27.  (1) Zur  Anstellung  der  hauptamtlichen  und

nebenamtlichen Lehrkräfte und zur Aufstel­

lung der Schulleiter der nichtlandwirtschaft­

lichen Berufsschulen ist die schulaufsichtliche 

Genehmigung erforderlich. Sie ist rechtzeitig 

vor  der  Verwendung  der  Lehrkräfte  und 

Schulleiter  unter  Vorlage  der  notwendigen 

Unterlagen bei der Schulaufsichtsbehörde zu 

beantragen.  Ein  Antrag  auf  Genehmigung 

als  Schulleiter  ist  auch  dann  erforderlich, 

wenn dieser als Lehrkraft bereits genehmigt 

ist.

(2) Die  Genehmigung  für  hauptamtliche  Lehr­

kräfte muß erteilt werden, wenn

a) die  ’oeamtenrechllichen  Voraussetzungen 

(Art.  5  mit  Art.  7  des  Bayer.  Beamten­

gesetzes, Laufbahn-VO vom 23. Juni  1952 

— BayBS III S. 279)  erfüllt sind und

b) die entsprechende Ausbildung gegeben ist. 

Sie ist gegeben bei Nachweis

aa)  der  bestandenen  ‘ĥ nstellungsprüfung 

für  das  Lehram t  an  gewerblichen  und 

hauswirtschaftlichen Berufsschulen (Bek. 

vom 24. Oktober 1955 BayBSVK S. 1847)... 

bb)  der  bestandenen  1 2)Anstellungsprüfung 

für  das  Lehramt  an  Kaufmännischen 

Schulen (Bek. vom 22. Juli 1955, BayBSVK 

S.  1548)  .  .

cc)  der  bestandenen Piüiung als Lenrer der 

Kurzschrift oder als Lehrer des  Maschi­

nenschreiben  un .  bei  gleichzeitigem 

Nachweis einei  erfolgreich abgeschlosse­

nen Ausbildung für einen anderen Lehr­

beruf  oder  bei  Lehrern  für  Maschinen­

schreiben  und  Kurzschrift  bei  Nachweis 

einet gehobenen Allgemeinbildung (min­

destens  frühere  „mittlere  Reife“)  und 

bestandener  Abschlußprüfung  an  einem 

pädagogischen  Lehrgang  für  Lehrer  des 

M aschinenschreibens und der Kurzschrift;

1)  F ür  L ehrer,  die  ihre  P rüfung  an  einem   B erufspädago­

gischen  Institut  vor  dem   1. A ugust 1956  bestanden  haben, 

ist  die  A blegung  der  A nsteliungsprüfurig  (II.  Prüfung) 

nicht  erforderlich.

2)  F ür  D iplom handelslehrer,  die  das  Sem inar  vor  dem 

1.  A ugust  1954  abgeschlossen  haben,  ist die  A blegung  der 

A nsteilungsprüfung  nicht  erforderlich.
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dd) der  bestandenen  früheren  Prüfung  als 

Handelslehrer  oder  W irtschaftslehrerin.

(3) Als Nachweis in diesem Sinne sind auch ent­

sprechende Prüfungen und Befähigungsnach­

weise, die Vertriebene  und  Flüchtlinge  bis 

zum  8.  Mai  1945  im deutschen  Reichsgebiet 

nach dem  Gebietsstand  vom  31.  Dezember 

1937  abgelegt  bzw.  erworben  haben,  anzu­

erkennen  (§  92  Bundesvertriebenengesetz). 

Im übrigen ist  eine  Ausbildung  außerhalb 

Bayerns anzuerkennen,  wenn sie gegenüber 

den in Bayern üblichen Anforderungen weder 

sachlich  noch  zeitlich  wesentlich  zurück­

bleibt.

(4) Die  schulaufsichtliche  Genehmigung  ist  je­

weils für die Lehrtätigkeit zu erteilen, für die 

die Lehrbefähigung nachgewiesen ist.

(5) Die  Genehmigung  für  nebenamtliche  Fach­

lehrer  ist nach  Benehmen  des  Schulträgers 

mit den zuständigen Berufsorganisationen zu 

erteilen,  wenn  sie  die  M eisterprüfung  nach 

den  Vorschriften  der  Handwerksordnung 

oder  eine  entsprechende  Prüfung  vor  der 

Industrie-  und  Handelskam mer  — in  §  17 

Abs. 2 -des Gesetzes als W erkmeisterprüfung 

bezeichnet — mit Erfolg abgelegt haben. Von 

dem  Erfordernis  der  M eisterprüfung  kann 

abgesehen werden, wenn auf dem zu unter­

richtenden  Fachgebiet  eine  M eisterprüfung 

nicht abgelegt  werden  kann  und  entspre­

chende  andere  fachliche  Prüfungen  nachge­

wiesen  werden  (z.  B.  Prüfung  als  Diplom­

ingenieur oder Ingenieur), ferner wenn Per­

sonen  mit  M eisterprüfung  nicht zur Verfü­

gung stehen.

(6) Die Genehmigung als Schulleiter ist zu ertei­

len, wenn  die  Voraussetzungen  des  Abs. 2 

Buchst, a) und b) gegeben sind und die Lehr­

kraft  mindestens  5  Jahre  an  Berufsschulen 

tätig war und sich dabei bewährt hat.  Von 

dem Erfordernis der Bewährung an Berufs­

schulen  kann  bei  der  Genehmigung  von 

Schulleitern  abgesehen  werden,  die  gleich­

zeitig Leiter von anderen Schuleinrichtungen 

des gleichen Fachgebietes sind und als solche 

eine besondere fachliche  Eignung  und  Be­

währung aufzuweisen haben.

(7) Die  Anstellung  hauptamtlicher  Lehrkräfte 

(Fachlehrkräfte), die zwar die beamtenrecht­

lichen  Voraussetzungen  erfüllen,  die  aber 

Berufen  zugehören,  für  die eine eigene be­

rufspädagogische  Ausbildung  mit Abschluß­

prüfung  nicht eingerichtet ist, ist zu geneh­

migen, wenn  eine entsprechende Allgemein­

bildung und die für das Fachgebiet üblichen 

Prüfungen nachgewiesen werden. Die Ertei­

lung der endgültigen Genehmigung kann in 

diesen Fällen  von der Erfüllung von Aufla­

gen zur Ergänzung vor allem der pädagogi­

schen Bildung abhängig gemacht werden.

(8) Die schulaufsichtliche Genehmigung der An­

stellung  von  hauptamtlichen  Lehrkräften, 

die die für ihren Beruf eingerichtete Prüfung 

nicht abgelegt haben,  bleibt — unbeschadet 

der  etwa  erforderlichen  beamtenrechtlichen 

Genehmigung  des  Landespersonalamts  — 

zunächst  dem  Staatsministerium  für Unter­

richt und Kultus Vorbehalten.

Zu § 18

27 a Von  der  in  Nr.  37  zu  §  28  (BSchG)  ge­

regelten Schulaufsicht als Fachaufsicht ist 

die  Rechtsaufsicht über  die  Berufsschul­

träger, die durch die Behörden der inne­

ren Verwaltung ausgeübt wird, zu unter­

scheiden.  Die  Rechtsaufsicht  überwacht 

im  besonderen  die  haushalts-  und  ver­

mögensrechtliche Verwaltung der Berufs­

schulträger und kann außerdem auf Ver­

anlassung-der Schulaufsichtsbehörde nach 

Art.  116  Abs.  (2)  der  Gemeindeordnung 

vom 25. Januar  1952  (BayBS  I 461)  tätig 

werden. Welches Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungsrecht  anzuwenden  ist,  ergibt 

sich  aus  den  für  kom munale  Zweckver­

bände geltenden Bestim mungen.

Zu § 19 und § 20

28. (1) Die für den Betrieb der nichtlandwirtschaft­

lichen Berufsschulen tatsächlich aufgewende­

ten, nach den Richtlinien des Staatsministe-

Anl. 3! riums  für Unterricht und Kultus  (Anlage 3) 
erforderlichen  Kosten  der  Lehrkräfte  (ohne 

Versorgungsaufwendungen)  und  des laufen­

den Sachbedarfs werden jährlich nach nähe­

rer W eisung des Staatsministeriums für Un­

terricht und Kultus festgestellt.  Der zu die­

sen Kosten gemäß § 19 Abs.  1, § 43 des Ge­

setzes  insgesamt zu  leistende staatliche Zu­

schuß  wird  im  Staatshaushalt  veranschlagt 

und nach Inkrafttreten des Haushaltsgesetzes 

verteilt. W ird das Haushaltsgesetz erst nach 

Beginn  des Rechnungsjahres  verabschiedet, 

so werden den Schulträgern zwischenzeitlich 

vierteljährliche  Abschlagszahlungen  auf  die 

endgültig zu leistenden Kopfbeträge gewährt.

(2) Die dem  einzelnen  Schulträger  für  den  Be­

trieb einer Berufsschule hiernach jeweils zu 

gewährenden  Kopfbeträge dürfen insgesamt 

70 v. H. der für den Betrieb der betreffenden 

Berufsschule aufzubringenden erforderlichen 

Kosten  (ohne  Versorgungsaufwendungen) 

nicht übersteigen. Darüber hinaus geleistete 

Zuschüsse sind von den Schulträgern zurück- 

zuzahle.i.  Sie  werden  atn  im  Staatshaus­

halt jeweils für die Gewährung von Zuschüs­

sen zu einmaligen sächlichen Aufwendungen 

bereitgestellten  M itteln  zugeschlagen  (§  22 

des  Gesetzes).

29. (1) Die zu  gewährenden  staatlichen  Zuschüsse

(Kopfbeträge)  können  ferner  nur  an  solche 

Schulträger ausbezahlt werden, deren Schu­

len den  M indestanforderungen des Gesetzes 

entsprechen.  Zu den M indestanforderungen 

des Gesetzes gehört, daß

1. die hauptamtlich tätigen Lehrkräfte grund­

sätzlich als Beamte angestellt sind;

2. die  hauptamtlichen  und  nebenamtlichen 

Lehrkräfte angemessen besoldet sind;

3. die von der Schulaufsichtsbehörde festge­

setzte  M indestzahl  der  erforderlichen 

Lehrkräfte vorhanden ist;

4. die Einstellung  der  Lehrkräfte  und  die 

Aufstellung der  Schulleiter schulaufsicht- 

lich genehmigt ist;

5. die  Berufsschule  in  Fachklassen  minde­

stens  aber in  Klassen  für  Berufsgruppen 

gegliedert  ist;

6. dem  Unterricht  die  Richtlinien  und  die 

Stundentafeln des Staatsministeriums  für 

Unterricht und Kultus vom  17.  Juni  1953 

(BayBSVK S.  1051)  zugrunde gelegt sind;

7. die für den praktischen Unterricht notwen­
digen Einrichtungen geschaffen sind.

(2) . . .
(3) Einsparungen,  die  sich  daraus  ergeben,  daß 

die  treffenden  staatlichen  Zuschüsse  einem 

Schulträger nicht ausgezahlt werden können, 

weil seine Schule den Mindestanforderungen 

des Gesetzes nicht entspricht, werden eben­

falls den nach § 22 des Gesetzes für die Ge­

währung  von  Zuschüssen  zu  einmaligen 

sächlichen  Aufwendungen  bereitgestellten 

M itteln zugeschlagen.
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Zu § 21

30. (1) Die  den  landwirtschaftlichen  Berufsschulen
zur Verfügung zu stellenden, fachlich vorge­

bildeten  hauptamtlichen  Lehrkräfte  (land­

wirtschaftliche  Berufsschullehrer)  werden 

von den Regierungen angestellt. Die Zahl der 

Lehrerstellen, über welche die einzelnen Re­

gierungen  verfügen  können,  wird  vom 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 

jeweils gemäß den im Staatshaushalt bewil­

ligten Stellen festgesetzt.

(2) Die für die Erteilung des Religionsunterrichts 

an  den  landwirtschaftlichen  Berufsschulen 

erforderlichen  besonderen  Lehrkräfte  wer­
den von den Religionsgemeinschaften aufge­

stellt. Die Mittel für ihre Besoldung werden 
vom  Staate nach  gesonderter Regelung zur 

Verfügung gestellt.

(3) Die übrigen für den Betrieb einer landwirt­
schaftlichen Berufsschule erforderlichen Ko­
sten sind von dem Schulträger aufzubringen. 

Staatliche Zuschüsse können nur zu den ein­
maligen  sächlichen  Aufwendungen  nach 

Maßgabe der im Staatshaushalt jeweils be­

reitgestellten  Mittel  gewährt  werden  (§  22 

des Gesetzes).

Zu § 22

31. Die nach Maßgabe der im Staatshaushalt jeweils 
bereitgestellten Mittel zu gewährenden Zuschüsse 

zu den einmaligen sächlichen Aufwendungen der 
Berufsschulen werden jährlich nach Verabschie­

dung des Haushaltsgesetzes gemäß den Weisun­

gen des Staatsministeriums  für Unterricht und 
Kultus verteilt.  Die  durch  etwaige  Einsparun­

gen nach §§ 19 Abs. 3 und 20 des Gesetzes ge­
wonnenen zusätzlichen Mittel  bleiben  Zuschüs­
sen  für  nichtlandwirtschaftliche  Berufsschulen 

Vorbehalten.

Zu § 23

32. (1) Der Anspruch der Schulträger auf den jähr­
lichen Beitrag für Gastschüler (Gastschulbei­

trag) zu den durch Staatszuschüsse nicht ge­

deckten Kosten des Gesamtbedarfs richtet sich 
gegen  die  Gemeinden,  in  denen  die  Gast­
schüler beruflich tätig sind oder ohne beruf­

liche Beschäftigung wohnen.  Wenn von den 
Beteiligten über die Höhe des Beitrages keine 

vertraglichen Regelungen getroffen sind oder 

werden,  setzt die Schulaufsichtsbehörde für 
ihren  Bezirk und  für  jedes Rechnungsjahr 
den Beitrag für den gastweisen Besuch von 

Berufsschulen allgemein fest ... In den 1957 
folgenden Rechnungsjahren kann der Kopf­

betrag nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes von der 
Schulaufsichtsbehörde  allgemein  als  Gast­

schulbeitrag festgesetzt werden.

(2) Der  Beitrag  für  einen  gastweisen  Besuch 

landwirtschaftlicher  Berufsschulen  ist,  falls 
erforderlich, bei allgemeiner Festsetzung den 

Verhältnissen entsprechend niedriger als der 
für  den  gastweisen  Besuch  nichtlandwirt­
schaftlicher Berufsschulen festgelegte zu be­
messen.

(3) Auf  Antrag  eines  der  Beteiligten  hat  die 

Schulaufsichtsbehörde  den  Gastschulbeitrag 
im Einzelfall dadurch zu ermitteln,  daß die 

durch Staatszuschüsse nicht gedeckten Kosten 

des Gesamtbedarfs des Schulträgers durch die 
Gesamtschülerzahl geteilt werden,  und  ihn 

in  entsprechender  Höhe  festzusetzen.  Die 
Geltung  eines allgemein festgesetzten Gast­

schulbeitrags für  die übrigen Berufsschulen 
des Bezirks, für die ein solcher Antrag nicht 
gestellt ist, bleibt hiervon unberührt.

(4) Die  Festsetzung  des  Gastschulbeitrags  ist, 
auch  wenn  der  Gastschüler  aus  einer  Be- 

schäftigungs-  oder  Wohnsitzgemeinde  eines

anderen  Regierungsbezirks  kommt,  jeweils 

durch  die  Regierung,  die  für die besuchte 

Schule zuständig ist, vorzunehmen, da diese 
allgemein zur Überprüfung der Verhältnisse 

der besuchten Schulen, nach denen u. U. der 
Gastschulbeitrag  zu  bemessen  ist,  zustän­
dig ist.

Zu § 24

33. Für den Unterricht an  der  Berufsschulen darf 
von den Schülern, ihren Erziehungsberechtigten 

oder sonstiger Personen keinerlei Entgelt gefor­
dert werden.  Gebühren und Beiträge für  An­

gelegenheiten,  die  nicht  zum  Unterricht  selbst 
gehören, können jedoch weiter erhoben werden, 

wie z. B. Gebühren  für Zeugnisausfertigungen 

und  Zeugnisabschriften und für die Benützung 

der Schülerlesebüchereien, Beiträge für  den  auf 

die  Schüler  treffenden  Materialverbrauch  im 
praktischen  Unterricht  und  für  eine  etwaige 
Schülerunfallversicherung.

III. Schulbetrieb der öffentlichen Berufsschulen

Zu § 25

34.  (1) Die Gliederung und die Klassenbildung aller

Berufsschulen  richtet  sich  vor  allem  nach 
dem Beruf der Schüler.

(2) Soweit  die  Berufsschule  Klassen  der  ge­

werblichen,  kaufmännischen  und  hauswirt­

schaftlichen  Berufe  umfaßt,  ist  die  Schule 

möglichst in gewerbliche, kaufmännische und 

hauswirtschaftliche Abteilungen zu gliedern; 
im Rahmen der gewerblichen Abteilung sind 

Klassen  für  Ungelernte  und  Hilfsarbeiter 
vorzusehen.  Die  Abteilungen  sind  in  Fach­

klassen  für Berufe oder  für Berufsgruppen 

zu  gliedern.  Die  Bildung  der  Fachklassen 

nach  Berufen oder Berufsgruppen geht der 
Bildung von aufsteigenden Altersklassen vor.

(3) Für die Gliederung großer Berufsschulen ist 

zunächst  Nr.  4  Abs.  2 dieser Ausführungs­
bestimmungen  zu  beachten.  Im  übrigen  ist 

die Teilung in selbständige Berufsschulen für 
die gewerblichen, kaufmännischen und haus­

wirtschaftlichen Berufe anzustreben. Ist die 

Gesamtschülerzahl einer Schule für längere 
Zeit dauernd über 2000, so kann die Schul­

aufsichtsbehörde  die  Aufgliederung  dieser 

Schule  in  Abteilungen  anordnen,  falls  der 
Schulträger sie auf Anregung der Schulauf­

sichtsbehörde nicht selbst vornimmt.
(4) Die landwirtschaftliche Berufsschule umfaßt 

in der Regel aufsteigende Klassen für Schü­

ler und aufsteigende Klassen für Schülerin­

nen (ausgebaute landwirtschaftliche Berufs­

schule).  Soweit  die  Verkehrs-  und  Wirt­

schaftsverhältnisse  die  Zusammenfassung 

einer  entsprechend  großen  Zahl  von  Schü­

lern und  Schülerinnen  nicht erlauben,  sind 

Schulen oder Zweigabteilungen von Schulen 

einzurichten, in denen Jahrgänge oder Schü­
ler  und  Schülerinnen  zu  Klassen  vereinigt 

werden (nicht ausgebaute landwirtschaftliche 

Berufsschule).  In  der  geteilten  nicht  aus­
gebauten  landwirtschaftlichen  Berufsschule 

werden  die Schüler und  Schülerinnen aller 

Jahrgänge zu  je einer Klasse  vereinigt;  in 

der ungeteilten nicht ausgebauten landwirt­

schaftlichen  Berufsschule  werden  Schüler 

und  Schülerinnen  gemeinsam  unterrichtet, 

wobei  die Trennung  in der Fachkunde an­

zustreben ist. Die ungeteilte nicht ausgebaute 

landwirtschaftliche  Berufsschule  soll  aber 

künftig nur eine Ausnahme darstellen.

(5) Die  Schülerzahl  einer  Klasse  soll  in  der 
Regel 30 nicht überschreiten. Überschreitun­

gen dieser Schülerzahl können unbeanstan­

det  bleiben,  solange  an  der  Schule  eine 

Durchschnittszahl  von  30  gewahrt  und  die
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Überschreitung  bei  den  einzelnen  Klassen 
nicht erheblich ist.

Für  den  praktischen  Unterricht  soll  eine 
Unterteilung  in  Arbeitsgruppen  vorgenom­
men werden.

Zu § 26

35. (1) Die Richtlinien und Stundentafeln  für den

Berufsschulunterricht  wurden  durch  Bek. 
vom 17. Juni 1953 Nr. III 36 630 (BayBSVK 

S  1051) veröffentlicht.

(2) Dem Unterricht sind Vollstunden mit 60 Mi­

nuten oder Kurzstunden mit 50 Minuten zu­
grunde zu legen. Kürzere Unterrichtsstunden 

sind nicht statthaft.

(3) Die Stundentafeln sehen vor:
bei  den  gewerblichen  Berufsschulen  oder 

Fachklassen,  soweit  sie  praktischen  Unter­
richt und Fachzeichnen haben, und bei den 

kaufmännischen  Berufsschulen  oder  Fach­
klassen wöchentlich 9 Stunden, 

bei den übrigen gewerblichen und hauswirt­
schaftlichen Berufsschulen oder Fachklassen 

wöchentlich 8 Stunden,

bei  den  landwirtschaftlichen  Berufsschulen 
wöchentlich 6 Stunden (solange noch Volks­

schullehrer nebenamtlich Unterricht erteilen 

übergangsweise wöchentlich 5 Stunden).
Diese Stundentafeln sind Mindestanforde­

rungen, die nicht unterschritten werden dür­

fen.  Für  die  Übergangszeit  des  Auf-  und 

Ausbaues (Rechnungsjahr 1953 bis einschließ­
lich 1957) kann eine Minderung der Stunden­

tafeln  hingenommen  werden,  wenn  der 
Schulträger  nachweislich  bereits  zweckent­
sprechende  Schritte  unternommen  hat,  den 
Mängeln abzuhelfen.

Zu § 27

36. An  allen Berufsschulen sind die Einrichtungen 

zu schaffen, die der praktische Unterricht erfor­
dert. Zu diesen Einrichtungen zählen vor allem

a) Schulwerkstätten,
b) Übungskontore,
c) Schulküchen,
d) Einrichtungen  für  den  Schreibmaschinen­

unterricht,
e) Einrichtungen für den Handarbeitsunterricht 
(z. B. Nähmaschinen).

Soweit  Schulwerkstätten  u.  dgl.  nicht  sofort 
eingerichtet werden können, sind auf jeden Fall 

Einrichtungen  zur  Demonstration  der  wesent­
lichen Arbeitsvorgänge vorzusehen.  Wegen der 

räumlichen Voraussetzungen vgl. Nr. 21 Abs.  1 
dieser Ausführungsbestimmungen

Zu § 28

37. (1) Die Schulaufsicht wird über alle Zweige der
Berufsschulen durch die Regierung ausgeübt. 

Wegen der Besonderheit der bergbaulichen 

Berufsschulen übt die Regierung die Aufsicht 
über sie im Benehmen  mit dem Oberberg­
amt aus

Soweit an den landwirtschaftlichen Berufs­
schulen in einzelnen Landkreisen der Unter­

richt noch ausschließlich von Volksschullehr­
kräften erteilt wird, kann die Regierung die 

unmittelbare  Schulaufsicht  über  die  land­
wirtschaftlichen  Berufsschulen  in  diesen 

Landkreisen übergangsweise durch die Schul­
ämter ausüben lassen.

(2) Die Schulaufsicht umfaßt die gesamte staat­

liche Förderung und Überwachung des Be­

rufsschulwesens. Zu ihr gehören insbesondere

a) die Aufsicht über die Einhaltung der Be­
stimmungen über die Schulpflicht;

b) die Überprüfung  und  Genehmigung  der 

Lehrkräfte und Schulleiter;

c) die Aufsicht über die dienstliche Beurtei­

lung  der  Lehrkräfte  der  nichtlandwirt­
schaftlichen Berufsschulen sowie die Er­

stellung der dienstlichen Beurteilung der

,  Lehrkräfte  der  landwirtschaftlichen  Be­
rufsschulen;

d) die  Aufsicht  über  die  Aufstellung  und 

Einhaltung der Lehrpläne und die Auf­
sicht über die Durchführung der Unter­

richts- und Erziehungsarbeit;

e) die Überprüfung der Satzungen der  Be- 

rufsschulverbände;

f) die  Aufsicht  über  die  Aufbringung  des 
räumlichen  und  sächlichen  Bedarfs  der 
Berufsschulen;

g) die Verteilung der vom Staat zu leisten­
den Zuschüsse und die Überwachung ihrer 
best'uimungsgenr’ßen Verwendung;

h) die Festsetzung der Höhe der Gastschul­

beiträge

(3) Die Beteiligung von Schulträgern, die einen 

hauptamtlichen  Sachbearbeiter für  das  Be­
rufsschulwesen mit Vorbildung für den Be­

rufsschuldienst haben, an  der Schulaufsicht 
erfolgt auf Antrag des Schulträgers und Vor­
schlag der Regierung durch das Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus in wider­
ruflicher Weise.
Als hauptamtlicher Sachbearbeiter ist ein 

Sachbearbeiter zu verstehen, der im Rahmen 

der  Aufgaben  des  Schulträgers  die  Ange­
legenheiten  der  Berufsschule  hauptamtlich 

bearbeitet und durch diese Arbeit überwie­
gend beschäftigt ist, dagegen nicht ein Sach­
bearbeiter, der neben  einer anderen Tätig­
keit (etwa der Leitung einer Schule) noch zu­
sätzlich  die  Berufsschulangelegenheiten  des 

Schulträgers bearbeitet. Die Vorbildung für 
den Berufsschuldienst ist gegeben, wenn die 
für den Berufsschuldienst übliche Vorbildung 
mit den Prüfungen nachgewiesen wird. So­

weit ein  Sachbearbeiter ohne diese Vorbil­
dung, jedoch mit einer entsprechend gleich­

wertigen. mindestens 10 Jahre erfolgreich im 
Berufsschuldienst tätig war, kann übergangs­
weise die  erforderliche  Ausbildung  als  ge­

geben erachtet werden.

(4) Die Beteiligung an der Schulaufsicht erstreckt 

sich auf die in Abs. 2 a, c, d und f genannten 
Aufgaben.  Sie  werden von  dem  hauptamt­
lichen Sachbearbeiter im Nebenamt und ohne 
staatliche  Vergütung  vei sehen.  Der  haupt­

amtliche Sachbearbeiter ist verpflichtet, mit 

der Regierung in dem Ausmaße zusammen­
zuarbeiten,  das  zur  Gewährleistung  einer 
einheitlichen  Ausübung  der  Schulaufsicht 

erforderlich ist.  Er unterliegt in den  über­
tragenen Aufgaben der Weisung des Staats­

ministeriums für Unterricht und Kultus, die 

über die Regierung erteilt wird

Zu § 29

38.  (1) An Stelle der bisherigen Schulvorstandschaf- 
ten  (§ 9  VO  über  die  Berufsschulen  vom 

22. Dezember  1913) sind  nach dem Berufs­

schulgesetz nunmehr an allen Berufsschulen 
Berufsschulbeiräte zu bilden. Nach der Ein­

ordnung  der  Vorschriften  hierüber  in  Ab­

schnitt  III  des  Gesetzes  (Schulbetrieb  der 
öffentlichen Berufsschulen) bezieht sich dies 
jedoch nur auf die öffentlichen Berufsschulen. 

§ 29 mit 35 des Gesetzes gelten also nicht für 
private  Berufsschulen  und  Anstaltsberufs­

schulen (Abschn. IV des Gesetzes). Zu dem 

Begriff  „Berufsschule“  vgl.  Nr.  4  Abs.  (1) 
dieser Ausführungsbestimmungen.

(2) Der allgemeine Aufgabenbereich des Berufs­

schulbeirats umfaßt nach § 29 des Gesetzes
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die beratende Mitwirkung in der Verwaltung 
der Berufsschule, also vornehmlich ein be­
ratendes Zusammenwirken mit dem Schul­
träger, dem die Verwaltung der Berufsschule 
obliegt. Die Gebiete, auf denen der Berufs­
schulbeirat im einzelnen tätig werden kann, 
sind in § 33 des Gesetzes aufgezählt.

(3) ... Entsprechend der Amtsdauer der gewähl­
ten Mitglieder, die nach § 32 des Gesetzes 
3 Jahre beträgt, sind die Berufsschulbeiräte ... 
zu  Beginn der Schuljahre  1956/57,  1959/60, 
1962/63 usw. neu zu bilden. Mit der erst­
maligen Bildung der Berufsschulbeiräte sind 
noch bestehende Schulvcrstandschaften auf­
zulösen. Einschlägige Bestimmungen der Schul­
ordnungen sind aufzuheben.

Zu § 30 und § 31

39. Hinsichtlich der gesetzlichen Mitglieder der Be­
rufsschulbeiräte  bei  landwirtschaftlichen  und 
nichtlandwirtschaftlichen  öffentlichen  Berufs­
schulen und der Beteiligung von anderen Per­
sonen an der Tätigkeit der Berufsschulbeiräte 
gilt im einzelnen folgendes:

a) Der Vertreter des Schulträgers (Mitglied und 
Vorsitzender des Berufsschulbeirats sowohl 
bei landwirtschaftlichen wie bei nichtland­
wirtschaftlichen Berufsschulen) wird von dem 
hierfür nach  Gesetz oder  Satzung  zustän­
digen Organ des Schulträgers bestellt, das 
in  der  Auswahl  des  Vertreters  nicht  auf 
einen  bestimmten Personenkreis  (z. B. auf 
Gemeinderatsmitglieder) beschränkt ist. Die 
Bestellung kann jederzeit zurückgenommen 
und durch eine Neubestellung ersetzt wer­
den.  Die  Abberufung  e.nes  Vertreters des 
Schulträgers  kommt insbesondere  dann  in 
Betracht, wenn dieser seine Pflichten nicht 
oder nur ungenügend erfüllt.

b) Die  beiden  Elternvertreter  (Mitglieder  des 
Berufsschulbeirats sowohl bei landwirtschaft­
lichen wie bei nichtlandwirtschaftlichen Be­
rufsschulen) sowie vier Ersatzleute werden 
von den Erziehungsberechtigten, deren Ju­
gendliche die Schule besuchen, gewählt. Als 
Erziehungsberechtigte  gelten  für  eheliche 
Kinder sowohl der Vater als auch die Mutter, 
wenn ein Eheteil gestorben  ist, der über­
lebende, für Doppelwaisen der Vormund, für 
uneheliche Kinder die Mutter, bei deren Ab­
leben  der  Vormund,  für  uneheliche,  nicht 
legitimierte Kinder einer verheirateten Frau 
nur die Mutter, für an Kindes Statt ange­
nommene Kinder sowohl der Adoptivvater 
als auch die Adoptivmutter. Jeder Erziehungs­
berechtigte  hat  bei  der  Wahl  nur  eine 
Stimme,  auch  wenn  mehrere  seiner  Er- 
ziehungsgewält  anvertraute  Kinder  die 
gleiche Schule besuchen. Besuchen die Kin­
der  eines  Erziehungsberechtigten  verschie­
dene Berufsschulen, so ist er bei jeder die­
ser Schulen wahlberechtigt.  Als Elternver­
treter  wählbar  sind  die  wahlberechtigten, 
die . . . für die Gemeindeämter gewählt wer­
den können. Für die Durchführung der Wah­
len  sind  die  in  der  Anlage 4  angefügten 
Wahl Vorschriften maßgebend.

c) Vertreter  der  beteiligten  Religionsgemein­
schaften  (Mitglieder  des  Berufsschulbeirats 
sowohl bei landwirtschaftlichen wie bei nicht­
landwirtschaftlichen  Berufsschulen)  sind 
grundsätzlich  die  Pfarrvorstände  der  Be­
kenntnisse, in denen an der Schule Religions­
unterricht  erteilt wird.  Erstreckt sich  der 
Schulsprengel in das Gebiet mehrerer Pfar­
reien eines Bekenntnisses, so ist der Pfarr- 
vorstand, in dessen Pfarrei die Schule ihren 
Sitz hat, Mitglied des Berufsschulbeirats. Die

kirchliche Oberbehörde kann jeweils etwas 
anderes bestimmen. Vertretung ist zulässig. 
Seelsorgegeistliche, 2., 3. usw. Pfarrer, denen 
innerhalb einer Pfarrei bestimmte Teile des 
Pfarrsprengels zur seelsorglichen Betreuung 
zugewiesen sind, treten bei Berufsschulen, 
die in solchen Bezirken liegen, grundsätzlich 
an die Stelle der Pfarrvorstände. Bei Schu­
len, deren Schulsprengel im Zuständigkeits­
bereich mehrerer kirchlicher Oberbehörden 
eines Bekenntnisses liegt, trifft die erforder­
lichen  Anordnungen  die  kirchliche  Ober­
behörde, in deren Bereich die Schule ihren 
Sitz hat.

d) Der Leiter der Berufsschule ist kraft Gesetzes 
Mitglied des Berufsschulbeirats sowohl bei 
landwirtschaftlichen wie bei nichtlandwirt­
schaftlichen Berufsschulen. Er kann sich bei 
zwingender Verhinderung, in der Regel jedoch 
nicht für die Dauer, von seinem Vertreter 
im Amt oder einer anderen Lehrkraft der 
Schule  vertreten  lassen.  Kommissarische 
Schulleiter gelten als Schulleitervertreter und 
können wie diese im Berufsschulbeirat tätig 
sein.

e) Die beiden Schülervertreter (Mitglieder des 
Berufsschulbeirats  sowohl  bei  landwirt­
schaftlichen wie bei nichtlandwirtschaftlichen 
Berufsschulen) sind nur bei Beratungen von 
Angelegenheiten beizuziehen, die unmittelbar 
die Schüler betreffen. Sie können nur inso­
weit im Berufsschulbeirat tätig sein und bei 
der Feststellung der Beschlußfähigkeit des 
Schulbeirats (§ 34 Abs. 1 des Gesetzes) als 
Mitglieder gerechnet werden. Die Schüler­
vertreter werden auf Veranlassung des Schul­
leiters innerhalb von 8 Wochen nach Ver­
öffentlichung dieser Bestimmungen, ferner­
hin nach Bedarf innerhalb von 6 Wochen 
nach Beginn des Schuljahres in schriftlicher 
Abstimmung und in einem Wahlgang von 
den Klassenvertretern bestimmt. Die Klas­
senvertreter (je einer für jede Klasse) sind 
ihrerseits in gleicher Weise von ihrer Klasse 
zu  wählen.  Als  Klassenvertreter  ist  der 
Schüler, als Schülervertreter sind die beiden 
Schüler gewählt, die die meisten Stimmen 
erhalten. Bei Schulen, die nur 2 Klassen um­
fassen, sind die gewählten Klassenvertreter 
auch Schüler Vertreter; bei einklassigen Schu­
len sind 2 Schüler als Klassen- und Schüler­
vertreter zu wählen. Ergibt eine Wahl im 
Einzelfalle ausschließlich Vertreter mit gleich 
hoher Stimmenzahl, so entscheidet das Los.

f) Die beiden Vertreter der landwirtschaftlichen 
Berufsorganisationen (Mitglieder des Berufs­
schulbeirats  bei  landwirtschaftlichen  Be­
rufsschulen), darunter möglichst ein Arbeit­
nehmervertreter, werden von dem örtlich zu­
ständigen  Organ  der  landwirtschaftlichen 
Berufsvertretung  bestellt.  Wo  im  Schul­
sprengel  eine  landwirtschaftliche  Arbeit­
nehmerorganisation oder eine Unterorgani­
sation einer solchen besteht, bestellt diese 
den Arbeitnehmervertreter.

g) Der  Vertreter  des  zuständigen  Landwirt- 
schaftsamts (Mitglied des Berufsschulbeirats 
bei landwirtschaftlichen Berufsschulen) wird 
von dessen Direktor bestellt,

h) Die  Vertreter  der  beteiligten  Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer (Mitglieder des Be­
rufsschulbeirats bei nichtlandwirtschaftlichen 
Berufsschulen) werden in der Weise bestellt, 
daß je ein Arbeitgebervertreter (vornehmlich 
ein Lehrherr) von der Industrie- und Han­
delskammer und der Handwerkskammer, in 
deren Bereich die Schule ihren Sitz hat, so-
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wie von der Vereinigung der Arbeitgeber­
verbände, je ein Arbeitnehmervertreter von 

den zuständigen Gewerkschaften und ande­
ren  Arbeitnehmerorganisationen  benannt 
wird. Sind für die Schüler einer nichtland­
wirtschaftlichen Berufsschule nach ihrer be­
ruflichen Eingliederung mehr als 3 Arbeit­
nehmerorganisationen (Gewerkschaften usw.) 
zuständig, so werden die Arbeitnehmerver- 
vertreter von den 3 stärksten Organisationen 
im Schulsprengel benannt. In Zweifelsfällen 
entscheidet auf Antrag die Regierung, welche 
Organisationen Arbeitnehmervertreter in den 
Beirat entsenden können. Als Arbeitgeber­
oder Arbeitnehmervertreter kann jeweils nur 
bestellt werden, wer im Schulsprengel wohn­

haft oder nicht nur vorübergehend tätig ist. 
Bei der Bestellung ist die berufliche Gliede­
rung der Schule zu berücksichtigen.

i) Der Vertreter der Berufsberatung (Mitglied 
des  Berufsschulbeirats  bei  nichtlandwirt­
schaftlichen  Berufsschulen)  wird  von  dem 
Direktor des Arbeitsamtes bestellt, in dessen 
Bereich die Schule ihren Sitz hat.

k) Der  Vertreter  der  hauptamtlichen  Lehr­
kräfte (Mitglied des Berufsschulbeirats bei 
nichtlandwirtschaftlichen Berufsschulen) so­
wie  ein  Stellvertreter  werden  von  allen 
hauptamtlichen  Lehrkräften  (einschließlich 
der hauptamtlichen Religionslehrer) der Be­
rufsschule  gewählt.  Lehrkräfte,  die  im 
Hauptamt an mehreren Berufsschulen unter­
richten, sind bei der Schule wahlberechtigt 
und wählbar, an der sie überwiegend tätig 
sind.  Die Leitung der  Wahl  obliegt  dem 
Schulleiter, der die wahlberechtigten Lehr­
kräfte in üblicher Weise innerhalb von acht 
Wochen  nach  Veröffentlichung  dieser  Be­
stimmungen, bei späteren Wahlen innerhalb 
von sechs Wochen nach Beginn des Schul­
jahres zu der Wahlversammlung einzuladen 
hat. Der Wahlleiter bildet  zusammen  mit 
dem aus der Mitte der Versammlung zu be­
nennenden Schriftführer den Wahlausschuß. 
Die Wahl erfolgt in schriftlicher und gehei­
mer Abstimmung in einem Wahlgang. Als 
Lehrervertreter  und  dessen  Stellvertreter 
sind die Lehrkräfte gewählt, die die mei­
sten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleich­
heit entscheidet erforderlichenfalls das Los. 
Nimmt ein Gewählter die Wahl  nicht  an, 
so rückt die Lehrkraft mit der nächsthöhe­
ren Stimmenzahl nach.  Das  Wahlergebnis 

ist in der Niederschrift festzuhalten, sowie 
in  der  Versammlung,,  ferner  dem  Schul­
träger und  dem  Vorsitzenden  des Berufs­
schulbeirats  bekanntzugeben.  Bei  nicht 
ordnungsgemäßem Verlauf der Wahl kann 
von den  Wahlberechtigten  innerhaltb  von 
acht Tagen nach der Wahl Einspruch bei der 
Schulleitung eingelegt werden. Dabei ist der 
Nachweis zu erbringen, daß die Wahl  bei 
ordnungsmäßigem Verlauf zu einem ande­

ren Ergebnis geführt hätte.  Zuständig  für 
die  Entscheidung  ist  die  Schulaufsichtsbe­
hörde. Sie kann gegebenenfalls das Ergeb­
nis der angefochtenen Wahl berichtigen oder 
eine Neuwahl anordnen. Bis zum Ablauf der 
Einspruchsfrist sind die Wahlverhandlungen 
bei  der  Schulleitung  aufzubewahren.  Die 
Niederschrift ist sodann zu den Schulaktert 
zu nehmen.

l) Der Leiter des Gesundheitsamtes  und  der 
Schularzt sind berechtigt, an den Sitzungen 
der Berufsschulbeiräte sowohl der landwirt­
schaftlichen  wie  der  nichtlandwirtschaft­
lichen  Berufsschulen  ihres  Dienstbezirkes

bei Beratungen gesundheitlicher Angelegen­
heiten  mit  Stimmrecht  teilzunehmen.  Sie 
sind von dem Vorsitzenden des Berufsschul­
beirats hierauf hinzuweisen und rechtzeitig 
zu verständigen, wenn gesundheitliche An­
gelegenheiten beraten werden sollen,

m) Zu der Beratung von Angelegenheiten einer 
Fachabteilung,  die nicht  durch  eine Lehr­
kraft im Beirat vertreten ist, hat der Vor­
sitzende  eine  Lehrkraft  dieser  Abteilung 
beizuziehen,  die  durch  den  A'bteilungs- 
(Fach)-vorsteher  im  Benehmen  mit  den 
übrigen  Lehrkräften bestimmt  wird.  Dies 
gilt  entsprechend  auch  für landwirtschaft­
liche Berufsschulen. Die beigezogene Lehr­
kraft besitzt kein Stimmrecht.

Zu § 32

40. Die  gewählten  Mitglieder  des  Berufsschulbei­
rats (Elternvertreter, Lehrervertreter und Schü­
lervertreter) gehören dem Berufsschulbeirat für 
die Dauer von drei Jahren an. Ihre Amtsdauer 
endet mit dem Tag der Neuwahlen,  die  der 
Schülervertreter mit ihrem Ausscheiden aus der 
Berufsschule. Bei Niederlegung des Amtes, die 
nur aus wichtigem Grunde zulässig und gege­
benenfalls dem  Vorsitzenden  des Berul'sschul- 
beirates gegenüber schriftlich zu  erklären  ist, 
endet  die  Mitgliedschaft  im  Berufsschulbeirat 
mit dem Tage, an dem der Vorsitzende die Er­
klärung erhält. Der Umstand, daß ein Eltern­
vertreter keinen Schüler mehr in  die  Schule 
schickt, bedingt nicht sein Ausscheiden aus dem 
Berufsschulbeirat.

Zu § 33

41. (1) Die Gebiete, auf denen der Berufsschulbeirat
im einzelnen tätig werden kann, sind in § 33 
erschöpfend, nicht nür beispielmäßig aufge­
zählt. Die Aufzählung kann daher nicht be­
liebig erweitert werden. Die in Ziffer 1. und 
2. bezeichneten Aufgabengebiete (Förderung 
der  Beziehungen  zwischen  Berufsschule, 
Elternhaus, Lehrbetrieb und Wirtschaft, För­
derung  aller  Maßnahmen,  die  dem  Wohle 
der Schule und der Schüler dienen) sind je­
doch so weit gefaßt, daß dem Berufsschul­
beirat  damit  Gelegenheit gegeben  ist,  sich 
mit nahezu allen Fragen der Berufsschule zu 
befassen.  Bei  der Vielgestaltigkeit des  Le­
bens  ist schließlich  auch  eine im  Rahmen 
liegende und der Zweckbestimmung des Ge­
setzes  entsprechende  Mitwirkung  des  Be­
rufsschulbeirats  bei  besonderen  sonstigen 
Anlässen nicht ausgeschlossen.

(2) Innerhalb seiner Zuständigkeit hat der Be­
rufsschulbeirat  zur  Erfüllung  seiner  Auf­
gaben das Recht und die' Pflicht, über die 
bestehenden  Verhältnisse  und  Bedürfnisse 
die  erforderlichen  Auskünfte  einzuholen. 
Art. 20 des Bayer. Beamtengesetzes wird hier­
von nicht berührt. Die Mitteilungen und An­
regungen des Schulleiters und der Lehrer­
vertreter werden für die einschlägigen Ver­
handlungen des Beirats von besonderer Be­

deutung sein.

(3) Zur Mitwirkung bei der Ahndung der Schul­
versäumnisse  wählt  der  Berufsschulbeirat 
nach § 5 des Gesetzes über die Ahndung der 
Schulversäumnisse in der Fassung des § 40 
des Berufsschulgesetzes in den Schulausschuß 
der  Berufsschule  zwei  Elternvertreter  und 
je einen Arbeitgeber und Arbeitnehmer als 
Beisitzer.  Für die Mitwirkung des Berufs­
schulbeirats bei der Behandlung der Schul­
versäumnisse gelten im übrigen Nr. 9 und 10 
der Vollz. Bek. zum Gesetz über Ahndung 
der Schulversäumnissn (PayBSVK S. 392).
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(4) Aus  dem  Aufgabenbereich  des  Schulbeirats 

ausdrücklich  ausgenommen sind durch  § 33 

Abs. 2 des Gesetzes die Angelegenheiten der 

Schulleitung  und  Schulaufsicht.  Dem  Be­

rufsschulbeirat  ist es  zwar  nicht  verwehrt, 

auch  Fragen  dieser  Art  zum  Gegenstand 

einer Aussprache zu machen und seine An­

regungen den zuständigen Stellen vorzutra­

gen. Der Beirat besitzt aber kein förmliches 

Beschwerderecht  gegen  Maßnahmen  der 

Schulleitung und Schulaufsicht. Auch die Un­

tersuchung  von  Beschwerdefällen  ist  aus­

schließlich  Aufgabe  der  Schulaufsichts­

behörden.

Zu § 34

42. (1) Die  Einberufung  des  Schulbeirats  und  die

Vorbereitung und Leitung seiner  Sitzungen 

obliegt  dem  Vorsitzenden. Ihm  ist  das  Er­

gebnis  der  Wahl  der  Elternvertreter,  der 

Schülervertreter und der Lehrervertreter so­

wie die Bestellung der besonders zu benen­

nenden  Mitglieder  mitzuteilen.  Sobald  die 

Mitglieder  des  Schulbeirats  im  einzelnen 

feststehen,  hat  der  Vorsitzende  die  erste 

Sitzunĝ  des  Schulbeirats  anzuberaumen. 

Jährlich  muß  mindestens  1  Sitzung  statt­

finden. Zu weiteren Sitzungen kann der Vor­

sitzende  nach  seinem  Ermessen  einberufen. 

Er  hat  aber  innerhalb  von  14  Tagen  eine 

Sitzung anzuberaumen, wenn dies von min­

destens  einem  Drittel der  Mitglieder  unter 

Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt 

wird.

(2) Der Schulbeirat kann einen gültigen Beschluß 

nur fassen,  wenn  mehr  als  die  Hälfte  der 

Mitglieder in der Sitzung anwesend ist. Bei 

den  Abstimmungen  entscheidet  einfache 

Stimmenmehrheit.  Bei  Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden <jen Aus­
schlag.

(3) Die  Sitzungen  des  Schulbeirats  sind  nicht 

öffentlich. Durch Beschluß des Beirats kann 

jedoch einzelnen Personen die Anwesenheit 

gestattet werden. Die Sitzungen finden in der 

Regel in einem Amtsraum des Schulträgers 

oder in eipem Raum der Schule statt.

(4) Über die Beratungsgegenstände und die Be­

schlüsse  des  Schulbeirats  ist  eine  Nieder­

schrift aufzunehmen, die von dem Vorsitzen­

den  und  dem  Schriftführer  unterzeichnet 

wird.  Der Schriftführer ist vom Schulbeirat 

aus  seiner  Mitte  mit  Stimmenmehrheit  zu 

wählen. Die Niederschriften über die Sitzun­

gen sind bei den Schulakten aufzubewahren.

(5) Die dem Schulträger und der Schulaufsichts­

behörde zur Pflicht gemachte förmliche Ver- 

bescheidung der vom Schulbeirat im Rahmen 

seiner Zuständigkeit beschlossenen Anregun­

gen ist nicht einer im Beschwerdeverfahren 

anfechtbaren  Entscheidung  gleichzustellen. 

Der  Schulträger  und  die  Schulaufsichts­

behörde  haben  aber  die  Verpflichtung,  zu 

den  Anregungen  des  Schulbeirats  Stellung 

zu  nehmen,  sie  unter  Angabe  der  für  die 

Stellungnahme  'maßgebenden  Gründe  zu 

würdigen und das Ergebnis der Würdigung 

dem  Schulbeirat  mitzuteilen.  Diesem  ist 
grundsätzlich  kein  Rechtsanspruch  darauf 

eingeränmt, daß im Sinne seiner Anregungen 
entschieden wird.

Zu § 35

43. Den Mitgliedern der Beiräte  sind  vom  Schul­

träger auf Antrag die durch ihre Tätigkeit not­

wendig gewordenen Fahrtkosten und  der ver­

ursachte Verdienstausfall zu ersetzen.  Als not­

wendige  Fahrtkosten  sind  grundsätzlich  die

Ausgaben für die erforderlichen Fahrten mit der 

Bundesbahn (in der 2. Klasse) oder mit Bundes­

bahn-, Bundespost-  oder privaten Omnibussen 

anzusehen. Bei Ersatz des Verdienstausfalls sind, 

wenn er im einzelnen nicht nachgewiesen wer­

den kann, die Lebensverhältnissfe und die regel­

mäßige  Erwerbstätigkeit  des  Schulbeiratsmit­

glieds zu berücksichtigen.  Die Ersatzleistungen 

des Schulträgers gehören zu dem erforderlichen 

laufenden  sächlichen Aufwand  der  nichtland­

wirtschaftlichen Berufsschulen im Sinne des § 19 

des Gesetzes (vgl. Abschn. II Ziffer 7 der Anl. 3).

Schluß- und Übergangsbestimmungen

Anlage 1

Bestimmungen über die angemessene Besoldung der 
hauptamtlichen und nebenamtlichen Lehrkräfte der 

nichtlandwirtschaftlichen Berufsschulen 
(§ 16 des Gesetzes).

Die Besoldung der Lehrkräfte der nlchtlandwirt- 
schaftlichen  Berufsschulen  ist  im  Sinne  des  §  16 

BSchG angemessen, wenn sie nachstehenden Grund­
sätzen entspricht:

A. Beamte: 

a) Lehrkräfte

1. mit  abgeschlossenem  Hochschulstudium 

und einer Lehrtätigkeit, für die ein solches 

erforderlich ist ‘) —

Eingangsstelle: BesGr. A 13

(735—1155 DM)
Beförderungsstelle: BesGr. A 13 a

(770—1250 DM)

2. mit einer durch  die  bestandene  Prüfung 

für das Lehramt an gewerblichen und haus­

wirtschaftlichen  Berufsschulen  abgeschlos­

senen Ausbildung 1 2) —

Eingangsstelle BesGr. A 11

(593—965 DM)

Beförderungsstelle: BesGr. A 12
■  (655—1075 DM)

3. mit der Lehramtsprüfung als Wirtschafts­

lehrerin —

Eingangsstelle: BesGr. A 10
(488—800 DM)

Beförderungsstelle: BesGr. A 10 a

(502—850 DM)

4. ohne abgeschlossene Ausbildung an  einem 
berufspädagogischen  oder  gleichwertigen 

Institut (techn. Lehrkräfte)3) — 

Eingangsstelle: BesGr. A 9
(448—700 DM)

Beförderungsstelle:  BesGr.  A  10

(488—800 DM)

1) Hierzu  zählen  auch  die  Religionslehrer,  welche  als 
II.  Prüfung  den  Pfarrkonkurs  oder  eine  andere  ent­
sprechende Lehram tsprüfung (z. B. für .das Höhere Lehr­
am t in  der  Fächerverbindung  mit Religion)  aufzuweisen 

haben.

2) Hierzu zählen

a) Lehrer  m it  einer  durch  eine  andere  Prüfung  ab­
geschlossenen  Ausbildung,  wenn sie  vor  dem  1.  Febr. 
1954 bereits m ehrere Jahre m it schulaufsichtlicher Ge. 
nehmigung  an  Berufsschulen entsprechend  verwendet 

waren.

b)  Religonslehrer  m it  Hochschulreife  und  einer  minde­
stens  zweijährigen  katechetischen  Ausbildung  ein­
schließlich  Abschlußprüfung  und  einer  entsprechen­
den  II.  Prüfung,  ferner  Laienkatecheten  mit  ab­
geschlossenem  theologischem  Hochschulstudium  und 

keiner  weiteren  Prüfung.

3) Hierzu zählen auch

a) Lehrkräfte  für  M aschinenschreiben  und  Kurzschrift, 
die  an  einem  pädagogischen  Abschlußlehrgang  mit 
Abschlußprüfung  erfolgreich  teilgenommen  haben.

b) Laienkatecheten,  die  nach  ihrer  Ausbildung  nicht  zu 
den  Lehrkräften  nach  Fußnote  1  und  2 b  gehören, 
aber  ausnahmsweise  an  Berufsschulen  verwendet 

werden.
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b)  Schulleiter und Direktoren

1. an  Schulen  mit  über  3000  Schülern  und 

mindestens  24  hauptamtlichen  Lehrkräf­

ten —

BesGr. A 14  (807—1335 DM)

2. an  Schulen  mit  über  2000  Schülern  und 

mindestens  16  haupamtlichen  Lehrkräf­

ten —

BesGr. A 13 a  (770—1250 DM)

3. an  Schulen mit  über  1000  Schülern  und

mindestens 8 hauptamtlichen Lehrkräften — 

BesGr. A 13  (735—1155 DM)

4. an kleineren Schulen, soweit die Schulleiter 

nicht schon als Lehrkräfte höher zu besol­

den sind

BesGr. A 12  (655—1075 DM)

mit  einer  unwiderruflichen  ruhegehalts­

fähigen Zulage von monatlich 40 DM.

c)  Schulleiterstellvertreter

an Schulen mit über 2000 Schülern und min­

destens.  16  hauptamtlichen  Lehrkräften,  so­

weit  die  Schulleiterstellvertreter  nicht  schon 

als  Lehrkräfte  höher  zu  besolden  sind  — 

BesGr. A 13  (735—1155 DM)

B. Bea mtenan wärter:

Die Vergütungen der Beamtenänwärter sind an­

gemessen, wenn  sie mit den  Sätzen für Unter­

haltszuschüsse oder  Vergütungen  bei  Beschäfti­

gungsaufträgen entsprechender Beamtenanwärter 

des Freistaates Bayern übereinstimmen.

C. Angestellte:

Bei hauptamtlichen Lehrkräften,  die  ausnahms­

weise im Angestelltenverhältnis verwendet wer­

den,  ist  die  Vergütung  angemessen,  wenn  die 

Lehrkräfte in Vergütungsgruppen der TO A ein­

gereiht sind, die den Besoldungsgruppen in Ab­

schnitt A dieser Anlage entsprechen.

D. Nebena mtsvergütung:

Die angemessene Vergütung für den nebenamt­

lichen  Unterricht  an  den  nichtlandwirtschaft­

lichen  Berufsschulen  richtet  sich  nach  den  je­

weils  geltenden  staatlichen  Vergütungssätzen, 

wie  sie  für  Lehrkräfte  an  landwirtschaftlichen 

Berufsschulen festgesetzt sind.

Anlage 2

Richtlinien für die Mindestzahl der erforder­
lichen Lehrkräfte (zu § 16 Abs. 2 des Gesetzes)

1. Die Zahl der hauptamtlichen und nebenamtlichen 

Lehrkräfte  muß  so sein,  daß  ein  Unterricht im 

Ausmaß der Stundentafeln der Richtlinien  (Bek. 

vom  17.  Juni  1953  Nr  III  36 630  —  BayBSVK

S.  1051) gewährleistet ist. Unter Zugrundelegung 

dieser  Stundentafeln  und  eines  wöchentlichen 

Stundenmaßes  von  durchschnittlich  25  Stunden 

für  den  theoretischen  und  von  durchschnittlich 

28 Stunden für den überwiegend technisch-prak­

tischen  Unterricht einschl. des Fachzeichnens ist 

eine hauptamtliche Lehrkraft erforderlich.

a) bei Berufsschulklassen mit wöchentlich 9 Stun­

den für 90 Schüler,

b) bei Berufsschulklassen mit wöchentlich 8 Stun­

den für 100 Schüler,

c)  bei Berufsschulklassen mit praktischem Unter­

richt  (wobei  die  Klassen  in  Arbeitsgruppen 

aufzuteilen sind) für 70 Schüler.

Auf die sich ergebende Zahl der hauptamtlichen 

Lehrkräfte  sind  die  nebenamtlichen  Lehrkräfte 

nach dem Maß des von ihnen erteilten Unterrichts 

anzurechnen, soweit dieses nicht mehr als 25 v. H. 

des gesamten Unterrichts umfaßt.

2. Bei  der Festlegung der Zahl  der  erforderlichen 

Lehrkräfte ist von einem mehrjährigen Schüler­

durchschnitt auszugehen.

Anlage 3

Richtlinien für den erforderlichen personellen
und laufenden sächlichen Aufwand der nicht­
landwirtschaftlichen Berufsschulen (§ 19 Abs. 4 des 

Gesetzes)

I.

(1) Die  Kosten  der  Lehrkräfte  der  nichtlandwirt­

schaftlichen Berufsschulen sind im Sinne von § 19 

des Gesetzes erforderlich und damit zuschußfähig, 

wenn  die Besoldung  und  Vergütung  der Lehr­

kräfte von den in Anlage 1 aufgestellten Grund­

sätzen nicht und die Zahl der Lehrkräfte von der 

in Anlage 2 festgesetzten Mindestzahl nicht we­

sentlich abweicht.

(2) Zu den erforderlichen Kosten der Lehrkräfte (§ 19 

BSchG) rechnen die in Anlage 1 angeführten Be- 

förderungsstellen nur insoweit, als ihre Zahl die 

der  entsprechenden  Eingangsstellen  nicht  über­

schreiten. Die Stellen der Schulleiter und Schul­

leiterstellvertreter sind hierbei nicht mitzuzählen.

(3) Versorgungsaufwendungen,  gleich  welcher  Art 

(z. B. Versorgungsbezüge, Beiträge an den Ver­

sorgungsverband,  Ubergangsgehälter  und  Aus­

gleichsbeträge nach dem Gesetz zu Art. 131 GG) 

bleiben außer Betracht. Besoldungen, Vergütun­

gen und Löhne für das übrige Personal der Be­

rufsschulen  (z.  B.  Verwaltungsbeamte und Ver­

waltungsangestellte, Hausmeister, Heizer, Reini­

gungspersonal) sind ebenfalls nicht zuschußfähig'.

II.

(1) Als erforderlich für den Betrieb der nichtland­

wirtschaftlichen Berufsschulen im Sinne des § 19 

des  Gesetzes  sind  grundsätzlich  und  unter  der 

Voraussetzung  des  Abs.  2  die  Kosten  für  den 

folgenden laufenden Sachbedarf anzusehen:

1. Geschäftsbedürfnisse  einschließlich  der  Post- 

und Fernmeldegebühren;

2. Unterhaltung und Bewirtschaftung der Schul­

gebäude, insbesondere Beheizung, Beleuchtung 

und Reinigung einschließlich etwaiger Desin­

fektionen, Ausbesserungsarbeiten, die bauliche 

Veränderungen  der  Schulgebäude  bewirken, 

gehören nicht zur laufenden Unterhaltung;

3. Mieten;
4. Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Aus­

stattungsgegenstände, Lehrmittel und beweg­

lichen  Einrichtungen  für  den  praktischen 

Unterricht, ohne die der Unterricht nicht nach 

den  Richtlinien  des  Staatsministeriums  für 

Unterricht  und  Kultus  durchgeführt  werden 

könnte.

Die Neubeschaffung (Ersatz oder Ergänzung) 
von  Ausstattungsgegenständen,  Lehrmitteln 

und beweglichen Einrichtungen für den prak­

tischen  Unterricht  kann  jedoch  nur  dann  zu 

dem  zuschußfähigen  laufenden  Sachbedarf 

gerechnet werden, wenn die einzelnen Gegen­

stände wegen kürzerer Nutzungsdauer erfah­

rungsgemäß  innerhalb  regelmäßiger  Zeitab­

stände ersetzt werden müssen oder als veraltet 

für Lehrzwecke nicht mehr verwendbar sind;

5. Betriebskosten der für den praktischen Unter­

richt notwendigen Einrichtungen (Schulwerk­

stätten,  Übungskontore, Schulküchen usw.);

6. Unterhaltung  und  Ergänzung  der  Schüler­

büchereien  und  der  Handbüchereien  für  die 

Lehrkräfte.  Zuschußfähiger Aufwand für  die 

Ergänzung  ist  der  für  die  Erhöhung  des 

Bücherbestandes  um  5 °/o  des  Vorjahres­

bestandes notwendige Betrag;

7. Kosten der zur Bildung der Berufsschulbeiräte 

erforderlichen Wahlen und der Tätigkeit der 

Berufsschulbeiräte sowie die Ersatzleistungen 

der Schulträger nach § 35 des Gesetzes.

(2) Die sogenannten Kosten des laufenden Sachbe- 

darfs  werden  in  allen  Fällen nur insoweit  als
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erforderlich  angesehen,  als  sie  die  erfahrungs­

gemäß üblichen Aufwendungen für die einschlä­

gigen Zwecke nicht wesentlich übersteigen.

III.

(1) Der personelle Aufwand für Lehrkräfte, die so­

wohl an Berufsschulen als auch an anderen Schu­

len  (z.  B.  M eister-,  Handels-,  H aushaltungs­

schulen  oder  -klassen)  verwendet  sind,  ist  nach 

dem  Verhältnis  der  an  den  beteiligten  Schulen 

erteilten  Unterrichtsstunden  auszuscheiden.  Er­

forderlicher  personeller  Aufwand  im  Sinne  des 

§ 19 des Gesetzes ist in diesen Fällen jeweils der 

auf die beteiligten  nichtlandwirtschaftlichen Be­

rufschulen treffende Anteil.

Der  personelle  Aufwand  für  Schulleiter,  die 

neben einer Berufsschule noch eine andere Schule 

leiten,  wird  zur  Hälfte,  bei  m ehreren  Schulen 

im entsprechenden Verhältnis angerechnet.

(2) Der  sächliche  Aufwand  für  die  U nterhaltung 

und  die  Bewirtschaftung  von  Schulgebäuden, 

Schulzim mern  und  Schuleinrichtungen,  die  von 

nichtlandwirtschaftlichen  Berufsschulen  und 

anderen Schulen  gemeinsam benützt werden, ist 

ebenfalls  im  Verhältnis  der  auf  die  beteiligten 

Schulen  nach  der  zum  Schuljahrsbeginn  getrof­

fenen Einteilung jeweils entfallenden Unterrichts­

zeiten  auszuscheiden.  Erforderlicher  sächlicher 

Aufwand im Sinne des § 19 des Gesetzes ist auch 

in  diesen  Fällen  jeweils  der  auf  die  beteiligten 

nichtlandwirtschaftlichen Berufsschulen treffende 

Anteil.

IV.

Nicht zu den erforderlichen und zuschußfähigen 

sächlichen  Aufwendungen  der  Schulträger  zählen 

die Kosten für

a)  Tilgungen, Zinsen und Rücklagen,

b)  Gastschulbeiträge,

c)  Lernm ittelfreiheit

d)  alle  berufsschulfremden  Einrichtungen  und 

Zwecke.

Nicht  zuschußfähig  sind  ferner  die  Fehlbeträge 

aus  abgelaufenen  Rechnungsjahren  und  durch­

laufende  Gelder (z.  B.  M ateriaibenützungsgebühren 

und  Ausgaben  für  den  entsprechenden  M aterial­

verbrauch).

Anlage 4

Vorschriften für die Wahl der Elternver­
treter der Berufsschulbeiräte.

1.  Zur Vornahme der W ahl der Elternvertreter und 

ihrer Ersatzleute wird vom Schulleiter jeder Be­

rufsschule  innerhalb  von  8  Wochen  nach  Ver­

öffentlichung  dieser Bestim mungen,  bei  späteren 

W ahlen innerhalb von 6 W ochen nach Beginn des 

Schuljahres eine Versam mlung der beteiligten Er­

ziehungsberechtigten  durch  ortsübliche Bekannt­

machung im ganzen Schulsprengel oder durch von 

den  Schülern  zu  überm ittelnde  schriftliche  Ein­

ladungen einberufen. Die Bekanntgabe der W ahl 

oder  die  schriftliche  Einladung  hat  wenigstens 

8  Tage  vor  dem  Versam mlungslermin  zu  erfol­

gen.  In  der  Bekanntmachung  oder Einladung  ist 

auf  die  Bedeutung  der  W ahlhandlung,  auf  die 

Bestim mungen  über  die  W ahlberechtigung  und 

W ählbarkeit  und  auf  die  Vorschrift  des  §  30 

Abs.  (3)  des  Gesetzes  hinzuweisen,  Ort  und  Zeit 

der Versam mlung und die Zahl der zu bestellen­

den  Elternvertreter  und  Ersatzleute  anzuge-ben 

und  zur  Abgabe  von  W ahlvorsehlägen  bei  der 

Schulleitung  mit  dem  Bemerken  aufzufordern, 

daß  zur Einreichung  von  W ahlvorschlägen  jeder 

wahlberechtigte Erziehungsberechtigte befugt ist. 

Die  bis  zum  3.  Tag  vor  der  W ahl  abgegebenen 

W ahlvorschläge  werden  durch  Anschlag  am 

Schwarzen  Brett  der  Schule  bekanntgegeben. 

W ahlvorschläge, die an den folgenden Tagen oder

erst  im  Verlaufe  der  Versam mlung  eingereicht

werden, sind dort bekanntzugeben.

2:  (1) Die Leitung der W ahl obliegt dem Schulleiter 

oder, falls dieser zwingend verhindert ist, sei­

nem  Vertreter.  Er  hat  dafür  zu  sorgen,  daß 

bei  der  W ahl  die  erforderlichen  Unterlagen 

über  die  Erziehungsberechtigten  zur  Ver­

fügung  stehen,  und  ist  befugt,  die  Berechti­

gung zur Teilnahme an der W ahl auf Grund 

der  Unterlagen  feststellerr  zu  lassen.  Der 

W ahlleiter  eröffnet  die  W ahlversam mlung, 

gibt die wesentlichen Bestim mungen über das 

W ahlverfahren  bekannt  und  veranlaßt,  daß 

die  W ahlversam mlung  aus  ihrer  M itte  einen 

Beisitzer  benennt.  W ahlleiter,  Beisitzer  und 

eine  von  dem  Schulleiter  zu  bestim mende 

Lehrkraft als Schriftführer bilden  zusam men 

den W ahlausschuß. Der Schriftführer hat eine 

Niederschrift  über  die  W ahlhandlung  anzu­

fertigen.  die  von  den  M itgliedern  des  W ahl­

ausschusses zu unterzeichnen ist.

(2) Der Versam mlung wird durch den W ahlleiter 

die  Zusam mensetzung  des  W ahlausschusses 

bekanntgegeben.  Der  W ahlleiter  stellt weiter 

fest,  ob  noch  W ahlvorschläge  gemacht  w er­

den sollen, gibt die Liste der Vorgeschiagenen 

(Gesamtwahlvorschlag)  bekannt  und  weist 

darauf  hin,  daß  an  Stelle  der  im  Gesamt- 

wahlvorschiag  aufgeführten  auch  andere 

w ählbare Erziehungsberechtigte gewählt w er­

den können. Der Gesamtwahlvorschlag ist im 

Versam mlungsraum für alle deutlich  sichtbar 

zu machen.

3.  (1)  Die  W ahl  erfolgt  schriftlich  und  geheim.

Sämtliche  Elternvertreter  und  Ersatzleute 

werden in einem W ahlgang gewählt. Zur Ab­

stim mung dienen  gleiche, von der Schule be­

reitzustellende  Stim mzettel.  Ein  Stim mzettel 

darf nicht mehr Namen enthalten als M itglie­

der  zu  wählen  sind.  Stim mzettel,  die  diesen 

Bestim mungen nicht entsprechen, sind ungül­

tig. Die Stim mzettel sind so zusam mengefaltet 

abzugeben,  daß  die  Namen  verdeckt  sind. 

Eine  Stim mabgabe  in  Vertretung  nicht  an­

wesender  Erziehungsberechtigter  ist  unzu­

lässig.

(2) Die  Stim mzettel  sind vor  dem  W ahlausschuß 
abzugeben,  wobei  der  Schriftführer  die 

Stim mberechtigung  prüft,  und  in  ein  ver­

schlossenes  Behältnis  zu  nehmen.  Zur  Be­

schleunigung  des  W ahlverfahrens  kann  der 

W ahlleiter für die Entgegennahme der Stim m­

zettel  W ahlunterausschüsse einsetzen.  Sie be­

stehen  jeweils  aus  zwei  von  der  Versam m­

lung  durch  Zuruf  benannten  Erziehungs­

berechtigten  und  einer  weiteren  vom  W ahl­

leiter  zu  bestim menden  Lehrkraft,  die  die 

Stim mberechtigung  prüft.  Die W ahlunteraus­

schüsse unterstehen dem W ahlleiter.

4.  (1)  Nach  Abschluß  der  Stim mabgabe  stellt  der

W ahlausschuß das W ahlergebnis fest; er kann 

sich  hierbei  der  Hilfe  der  W ahlunteraus­

schüsse  bedienen.  Der  W ahlleiter  gibt  das 

W ahlergebnis bekannt und teilt es spätestens 

am  nächsten  Tage  dem  Schulträger  mit,  der 

es nach  Kenntnisnahm e an  den  Vorsitzenden 

des Berufsschulbeirats weiterleitet.

(2) Als Elternvertreter sind  die Personen gewählt, 

die die meisten  Stim men  erhalten  haben,  als 

Ersatzleute die Personen mit den nächsthöhe­

ren  Stim menzahlen  Die Reihenfolge  der  Er­

satzleute richtet sich nach der Höhe der Stim ­

menzahl.  Bei  Stim mengleichheit  entscheidet 

das  Los.  Die  Gewählten  haben  dem  W ahl­

leiter zu erklären, ob sie die W ahl  annehmen 

wollen.  W enn  ein  Gewählter die  W ahl  nicht 

annim mt,  rückt  die  Person  m it  der  nächst­

höheren Stim menzahl nach.
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5. In der Niederschrift sind die Namen der Gewähl­
ten unter Ausscheidung als Elternvertreter und 
Ersatzleute in der Reihenfolge des Wahlergeb­
nisses aufzuführen. Die Niederschrift ist zu den 
Schulakten zu nehmen.

6. (1) Bei  Verstößen  gegen  die  Wahlvorschriften
kann  von  den  Wahlberechtigten  innerhalb 
von 8 Tagen nach der Wahl Einspruch erhoben 
werden. Dabei ist der Nachweis zu erbringen, 
daß die Wahl bei ordnungsmäßigem Verlauf 
zu einem anderen Ergebnis geführt hätte.

(2) Die Wahlverhandlungen sind bis zum Ablauf 
der Einspruchsfrist bei der Schulleitung auf­
zubewahren.

(3) Der Einspruch ist bei der Schulleitung einzu­
legen. Zuständig für die Entscheidung ist die 
Schulaufsichtsbehörde.  Sie kann gegebenen­
falls  das Ergebnis  der  angefochtenen Wahl 
berichtigen oder eine Neuwahl anordnen.

Bayerisches Staatsministerium 

für Unterricht und Kultus

Satzung

Liber die Errichtung und Benutzung der Wohn­
heime zur vorläufigen Unterbringung von 

SBZ-Flüchtlingen und Aussiedlern 

Vom 22. Dezember 1958

Für die Errichtung  und  Benutzung  der Über- 
gangswchnheirne  erläßt  das  Bayer.  Staatsmini- 
s'erium für Arbeit und soziale Fürsorge im Ein­
vernehmen mit den Bayer  .Staatsministerien der 

Finanzen und des Innern folgende

Satzung

§ 1

Zweckbestimmung

Zur  Unterbringung  von  Flüchtlingen  aus  der 
sowjetischen Besatzungszone und von Aussiedlern 
werden  vom  Freistaat  Bayern  Übergangswohn­
heime errichtet. Sie dienen der vorläufigen Unter­
bringung gemäß § 6 des Flüchtlingsgesetzes vom 
19. Februar 1947 (BayBS IV, S. 764). Der ständige 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
wird hierdurch nicht berührt.

§ 2

Rechtscharakter

Die Wohnheime sind Anstalten des öffentlichen 
Rechts ohne eigene Rechtspersönlichkeit.

§ 3

Benutzungsverhältnis

Durch  die Unterbringung  in  einem  Wohnheim 
wird  zwischen  dem  Aufgenommenen  und  dem 
Freistaat Bayern ein öffentlich-rechtliches Benut­
zungsverhältnis begründet. Bei der Aufnahme hat 
der Aufzunehmende diese Satzung schriftlich än- 
zuerkennen.

§ 4

Träger

Träger der Wohnheime ist der Freistaat Bayern, 
der sich bei der Verwaltung der Regierungen und 
der  Kreisverwaltungsbehörden  bedient.  Die  Ein­

weisung  in  Wohnheime erfolgt durch die örtlich 
zuständige Regierung.

§ 5
Inhalt der Einweisung

Die  Einweisung  beinhaltet  keine  Benutzungs­
genehmigung oder Zuweisung im Sinne von §§ 12 ff 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetz  vom  31.  März 
1953 (BGBl. I, S. 97); mit ihr werden keine miet- 
oder wohnungsrechtlichen Ansprüche erworben.

§ 6
Auflösung des Unterbringungsverhältnisses

Das öffentlich-rechtliche Unterbringungsverhält­
nis wird aufgelöst, wenn dem Heimbewohner zu­
mutbarer Wohnraum zugeteilt wird. Die Einwei­
sung in ein Wohnheim kann jederzeit widerrufen 
werden; insbesondere dann, wenn sich der Benut­
zer Verstöße gegen diese Satzung oder die Haus­
ordnung zuschulden kommen läßt, die Zahlung der 
Nutzungsgebühr  verweigert oder  ihm  zugeteilten 
Wohnraum nicht bezieht. Heimbewohner, bei denen 
die Einweisung in ein Wohnheim widerrufen wird, 
können auch mit Mitteln des Verwaltungszwanges 
aus dem Wohnheim entfernt werden. Das gleiche 
gilt  für  Umquartierungen  innerhalb  des  Wohn­
heimes.

§ 7
Ausstattung und Nutzungsgebühr

Die Unterkünfte werden mit Einrichtungsgegen­
ständen  ausgestattet.  Die  Vorschriften  über  die 
Zahlung der Nutzungsgebühren erläßt das Bayer. 
Staatsministerium für Arbeit und soziale Fürsorge 
im Einvernehmen mit dem Bayer. Staatsministe­
rium der Finanzen.

§ 8
Haftung

Die Haftung für Schäden an persönlichem Eigen­
tum der Heimbewohner richtet sich nach den all­
gemeinen gesetzlichen Bestimmungen. Das gleiche 
gilt für Schäden, die dem Wohnheimträger durch 
Heimbewohner verursacht wurden.

§ 9
Meldevorschriften

Die  gesetzlichen  Meldevorschriften müssen von 
den Eingewiesenen beachtet werden. An- und Ab­
meldungen  sind  vor  Einreichen  bei  der  Melde­
behörde von der Verwaltung des Wohnheimes zu 
unterzeichnen. Die Bestätigung der Meldebehörde 
über die erfolgte Anmeldung ist der Wohnheim- 
Verwaltung wieder vorzulegen.

§ 10
Hausordnung

Diese Satzung wird durch eine von der Regierung 
zu erlassende Hausordnung ergänzt. Der von der 
Regierung eingesetzte Hausverwalter ist befugt, die 
zur Aufrechterhaltung  der  Ordnung  notwendigen 

Anordnungen zu treffen.

§ U
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 1. Januar 1959 in Kraft.

München, den 22. Dezember 1958

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und soziale Fürsorge

S t a i n , Staatsminister
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